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1111     Einleitung  Einleitung  Einleitung  Einleitung     

1.11.11.11.1     Allgemeine Problemlage  Allgemeine Problemlage  Allgemeine Problemlage  Allgemeine Problemlage     

1.*1.*1.*1.* Die Gesamtfläche Deutschlands wird zu etwas mehr als die Hälfte (54,7 %) als 

landwirtschaftliche Fläche, zu etwa einem Drittel (29,2 %) als Waldfläche und zu über 

einem Zehntel (11,3 %) als Siedlungs- und Verkehrsfläche genutzt. Sowohl in den 

Verdichtungsgebieten als auch in den ländlichen Räumen ergeben sich 

Nutzungskonflikte aus der Überlagerung und Konkurrenz unterschiedlicher 

Nutzungsarten sowie aus den direkten und indirekten Auswirkungen der jeweiligen 

Nutzungen.  

Flächeninanspruchnahme und nutzungsbedingte stoffliche und strukturelle 

Belastungen können das Leistungsvermögen des Naturhaushalts, einschließlich 

Bodenhaushalt, Wasserhaushalt, Klimahaushalt, Biotop- und Artenvielfalt, 

Ökosystem- und kulturräumliche Strukturen, erheblich einschränken oder gar 

zerstören. Die zunehmende Bedeutung ländlicher Gebiete als Ausgleichsraum der 

Städte und Verdichtungsgebiete und gleichzeitig der Bedeutungsverlust der 

Landwirtschaft durch Rückgang des Anteils der Nahrungsmittelausgaben an den 

gesamten Konsumausgaben, durch relativ hohe technische Fortschrittsraten und 

durch zunehmende Auslagerung von Funktionen aus der Landwirtschaft in 



spezialisierte gewerbliche Unternehmen bedingen eine tiefgreifende 

Umbruchsituation. Die Folgen sind unter anderem die Aufgabe von 

Grenzertragsstandorten, eine Bündelung landwirtschaftlicher Aktivitäten auf wenigen 

Gunststandorten, verbunden mit erhöhten Stoffeinträgen, Ausräumung der 

Landschaft und so weiter. Übergreifende Konzepte, die diese veränderte Situation 

erfassen, fehlen bisher.  

2.*2.*2.*2.* In der Regel erfolgt ein Leistungsaustausch zwischen verdichteten und dünner 

besiedelten ländlichen Gebieten, indem in den dicht besiedelten Gebieten ein 

Überangebot von Gütern und Dienstleistungen erzeugt wird, das auch der 

Versorgung ländlicher Gebiete dient, und indem die ländlichen Gebiete 

Nahrungsmittel, Rohstoffe sowie Umweltleistungen für dichter besiedelte Räume zur 

Verfügung stellen (Trinkwasser, reine Luft und Klimaausgleich, Räume für Freizeit 

und Erholung, Standorte für die Aufnahme von Abfällen, Stoffsenken u. a. m.). Diese 

Arbeitsteilung findet in bezug auf die Umweltleistungen der ländlichen Gebiete, die 

im wesentlichen öffentliche Güter darstellen, keine Entsprechung in den 

finanzwirtschaftlichen Zahlungsströmen. Demgegenüber werden zum Beispiel durch 

besondere Finanzzuweisungen im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs oder 

durch Schwerpunktbildung in der Wirtschaftsförderung sozioökonomische öffentliche 

Leistungen der Verdichtungsgebiete, wie etwa im Kulturbereich, im Bildungs- und 

Gesundheitswesen oder bei der institutionellen Infrastruktur, in vielfältiger Weise 

entgolten. Entsprechend liegt es auf der Hand, zukünftig Umweltleistungen stärker in 

die bisher geltende staatliche Finanzierungsordnung einzubeziehen.  

3.*3.*3.*3.* Wesentliche Ansatzpunkte für eine dauerhaft umweltgerechte Landnutzung 

ergeben sich aus der Sicht des Umweltrates vor allem im Bereich der 

Raumordnungspolitik (Kap. 2.1), der Regionalpolitik, insbesondere auf EU-Ebene 

(Kap. 2.2), der raumbezogenen Naturschutzpolitik (Kap. 2.3) und der Agrarpolitik 

(Kap. 2.4). Unter den anreizorientierten Instrumenten im Bereich der 

Agrarumweltpolitik wird der Honorierung ökologischer Leistungen für die Zukunft 

besondere Bedeutung beigemessen (Kap. 2.5). Des weiteren wird eine ökologisch 

orientierte Erweiterung des Finanzausgleichs diskutiert (Kap. 2.6).  

Die vorzunehmenden Veränderungen zur Umsetzung einer dauerhaft 

umweltgerechten Landnutzung setzen eine Reform der gemeinsamen Agrarpolitik 

und der EU-Regionalpolitik voraus. Im übrigen geht es um Aufgaben, die nach der 

verfassungsrechtlichen Kompetenzordnung, aber auch aus praktischen 



Gesichtspunkten nur arbeitsteilig von Bund und Ländern in Angriff genommen 

werden können, bei denen jedoch dem Bund eine besondere Verantwortung 

zukommt. Für die Raumordnungspolitik und die raumbezogene Naturschutzpolitik 

besitzt der Bund eine Rahmenkompetenz. Trotz gewisser Einschränkungen durch 

Artikel 75 Abs. 2 des Grundgesetzes (neue Fassung) reicht die Rahmenkompetenz 

zur Ingangsetzung der vom Umweltrat diskutierten Veränderungen aus. Die 

Agrarpolitik kann der Bund nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 17 des Grundgesetzes 

gestalten, wobei allerdings für die Agrarumweltpolitik zum Teil (Naturschutz und 

Wasserhaushalt) nur eine Rahmenkompetenz besteht. Die Regionalpolitik ist 

grundsätzlich Ländersache, jedoch hat der Bund im Rahmen der 

Gemeinschaftsaufgaben regionale Wirtschaftsstruktur und Agrarstruktur 

Mitwirkungsbefugnisse; insbesondere können die betreffenden Bundesgesetze 

allgemeine Grundsätze für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgaben vorsehen, und 

es ist eine gemeinsame Rahmenplanung einzurichten (Art. 91a Abs. 2, 3 GG). 

Danach dürfte nur eine Anreicherung des Finanzausgleichs um Umweltelemente 

völlig außerhalb der bundesrechtlichen Einflußmöglichkeit liegen.  

1.21.21.21.2     Zum Leitbild einer dauerhaft umweltgerechten Landnutzung  Zum Leitbild einer dauerhaft umweltgerechten Landnutzung  Zum Leitbild einer dauerhaft umweltgerechten Landnutzung  Zum Leitbild einer dauerhaft umweltgerechten Landnutzung     

4.*4.*4.*4.* Entsprechend dem Leitbild der dauerhaft umweltgerechten Entwicklung, wie im 

Umweltgutachten 1994 dargestellt, muß der Schutz der Umwelt integraler Bestandteil 

jeder Entwicklung sein. Aufbauend auf dem Konzept der "differenzierten 

Landnutzung" und dem von Raumordnung und Naturschutz weiterentwickelten 

Ansatz der partiellen Segregation folgend, sind bundeseinheitliche Mindestkriterien 

für eine dauerhaft umweltgerechte Landnutzung zu formulieren und verbindlich 

festzulegen. Diese einheitlichen Mindestkriterien müssen  

• ökologische Mindeststandards für den langfristigen Schutz der abiotischen und 
biotischen Ressourcen beinhalten,  

• den Nutzern ein angemessenes Einkommen gewährleisten und  
• die individuell nicht tragbaren sozialen Risiken absichern sowie einen 

Mindeststandard der sozialen Infrastruktur im ländlichen Raum erhalten.  

5.*5.*5.*5.* Die Raumordnung sollte auf Landesebene dieses Konzept in ausgewählten 

Räumen unter Beachtung der Mindeststandards durch Vorrangausweisungen für 

bestimmte Nutzungen, z. B. Naturschutz, Naturentwicklung, Wassernutzung, Freizeit 

und Erholung, alte Kulturlandschaften, Land- und Forstwirtschaft, konkretisieren. Als 

http://www.umweltrat.de/gutach94.htm


erster Schritt sollten gerade für solche Vorrangräume regionsspezifische Leitbilder 

definiert werden. Diese müssen allerdings über die engen Forderungen des 

Naturschutzes in Form von Artenschutzprogrammen und landschaftlichen 

(physischen) Leitbildern hinausgehen. Auf der Ebene der Regionen sind die 

angestrebten Nutzungen nach ökologischen, ökonomischen und sozialen Kriterien 

weiter zu spezifizieren. Mit der Einrichtung von in dieser Weise charakterisierten 

Vorrangräumen ist zwar zunächst noch keine unmittelbare Schutzqualität verbunden; 

es besteht aber eine gewisse normative Leitlinienwirkung. Diese verdeutlicht, wo 

Umweltschutz nicht nachrangig behandelt werden darf und wo zum Beispiel aufgrund 

hoher ökologischer Standards gegebenenfalls ein ökonomischer Ausgleich 

erforderlich ist. Zusammen mit dem zielgerichteten Einsatz von (monetären) 

Ausgleichsleistungen trägt diese normative Leitlinienwirkung auch zur 

Konfliktminderung bei.  

6.*6.*6.*6.* Angesichts der Unmöglichkeit, aus der ungleichen Verteilung und Vielfalt 

natürlicher Vorgaben und kultürlicher Systeme sozioökonomische, von Effizienz und 

Gerechtigkeit beherrschte allgemeingültige Prinzipien oder gar Strategien für die 

gesamte Fläche zu entwickeln, ist die Forderung der Raumordnung nach Schaffung 

gleichwertiger Lebensbedingungen für alle neu zu diskutieren. Die Beseitigung von 

räumlichen Disparitäten steht im Widerspruch zum aufgezeigten Umweltanliegen, 

welches in Richtung auf eine Festlegung von überregionalen, regionalen und 

kleinräumigen Vorrangfunktionen beziehungsweise auf ein Konzept räumlich 

differenzierter Flächennutzungsstruktur hinauslaufen müßte. Ausgehend von der 

gesellschaftlichen Willensbildung ist dann durch die Politik der Grad des 

Ressourcenschutzes und sein räumliches Verteilungsmuster zu bestimmen und 

administrativ umzusetzen. Die Bevölkerung in der Region ist insbesondere deshalb in 

die Entscheidung einzubeziehen, weil diese – auch bei Berücksichtigung möglicher 

Kompensationsmechanismen – unter Umständen einen Verzicht auf die finanziell 

lukrativste Entwicklung bedeutet.  

2222     Politikbereiche und Instrumente  Politikbereiche und Instrumente  Politikbereiche und Instrumente  Politikbereiche und Instrumente     

2.12.12.12.1     Raumordnungspolitik  Raumordnungspolitik  Raumordnungspolitik  Raumordnungspolitik     

7.*7.*7.*7.* Für die Raumplanung auf Bundes-, Landes- und regionaler Ebene steht nur ein in 

seiner Wirkung begrenztes Instrumentarium zur Verfügung. Unabhängig von der 



politischen Schwäche sind damit die Steuerungsmöglichkeiten der Raumplanung – 

gemessen am Erwartungsanspruch vieler – bislang relativ gering.  

Nach Artikel 75 Nr. 4 Grundgesetz hat der Bund im Bereich der Raumordnung die 

Kompetenz zur Rahmengesetzgebung. Die Länder haben diese Rahmenvorgaben 

des Raumordnungsgesetzes durch eigene Landesplanungsgesetze auszufüllen. 

Dies hat zur Folge, daß jedes Bundesland ein eigenes Planungssystem, eigene 

Planungsbegriffe und -instrumente sowie eigene "Planungsphilosophien" hat. 

Abstimmungsbemühungen der Ministerkonferenz für Raumordnung hatten bisher nur 

wenig Erfolg, zumal dabei – bei Anerkennung regional begründeter und notwendiger 

Besonderheiten – weder die Raumplanung an sich noch Begriffe und Instrumente 

vereinheitlicht wurden.  

8.*8.*8.*8.* Eine Weiterentwicklung der Raumordnung im Hinblick auf dauerhaft 

umweltgerechte Landnutzung darf nicht den Weg gehen, die Raumordnung zu einem 

Instrument der umfassenden imperativen Steuerung der Landnutzung und ihre 

Entwicklung "von oben" gestalten zu wollen. Der Umweltrat sieht vielmehr die 

Schaffung von ökonomischen Anreizstrukturen, wie etwa die Honorierung 

ökologischer Leistungen oder die Erweiterung des kommunalen Finanzausgleichs 

um Umweltaspekte, letztlich als erfolgversprechender an.  

9.*9.*9.*9.* Der Bund sollte nach Auffassung des Umweltrates bei der Novellierung des 

Raumordnungsgesetzes ein Leitbild der Raumordnung formulieren, das das 

übergreifende Postulat der dauerhaft umweltgerechten Landnutzung in räumlicher 

Hinsicht präzisiert. Es muß folgende Elemente enthalten:  

• Neubestimmung des Postulates gleichwertiger Lebensbedingungen, das heißt eine 
Abkehr vom Leitbild homogener Regionen mit nivellierten Ausprägungen aller 
Lebensstandardindikatoren zugunsten größerer regionaler Differenzierung 
beziehungsweise höherer Varianz bei den Indikatoren der Lebensqualität sowie 
Definition von Mindestanforderungen für alle Teilräume,  

• Rückbesinnung auf das Subsidiaritätsprinzip durch institutionelle Aufwertung der 
"Region",  

• stärkere inhaltliche Vernetzung der Raumpolitiken und -konzepte (Städtenetze, 
Biotopverbundsysteme u. a.) der Bundesländer, aber auch der EU-Staaten und der EU-
Nachbarstaaten Deutschlands,  

• Auftrag an die Raumplanung zur Organisation der Zusammenarbeit im jeweiligen 
Bezugsrahmen (Region, Land) in Form des Regionalmanagements, der Moderation 
u. a.,  

• stärkere Implementierung der Koordinierungsfunktion der Raumordnung gegenüber 
den Eigenverantwortlichkeiten der Fachressorts sowie  

• Einführung von Kompensationsregelungen im regionalen Bezugsrahmen und 
leitbildkonsistente Gestaltung der föderalen Finanzierungsordnung.  



10.*10.*10.*10.* Ergänzend zur Novellierung des Raumordnungsgesetzes sollte der Bund – 

gemeinsam mit den Ländern – Entwicklungsoptionen formulieren, die unter anderem 

Aussagen und Kriterien zu den Städtenetzen und den dazugehörigen 

Hinterlandregionen, zu den Verkehrsnetzen, zu den Grenzregionen und zu einem 

Freiraumsystem mit abgestuften Schutzgebietskategorien (u. a. Großschutzgebiete) 

enthalten und die als Vorgaben für die Abstimmung der Landes- und 

Regionalplanung in den Bundesländern und für die Fachplanungen sowie mit oder 

zwischen den EU-Staaten dienen.  

11.*11.*11.*11.* Die Bundesländer sollten ihre Landesplanungsgesetze in Folge der 

empfohlenen Änderungen auf Bundesebene ebenfalls modifizieren und dabei 

insbesondere  

• Begriffe und Instrumente der Landes- und Regionalplanung soweit wie möglich 
harmonisieren, da der bisherige terminologische Pluralismus das Gesamtaufgabenfeld 
Landesplanung nicht unerheblich geschwächt hat,  

• die Zusammenarbeit über Landesgrenzen hinweg auch rechtlich und faktisch 
verbessern,  

• die Organisation der Landesplanung nachhaltig verbessern und in der 
Regionalplanung die Mitwirkungsmöglichkeiten der Betroffenen erleichtern sowie  

• durch rechtliche Regelungen eine Neuorientierung der Regionalplanung ermöglichen.  

Im Hinblick auf den weitgehend experimentellen Charakter dieser Umorientierung 

empfehlen sich – über die bundesrechtliche Regelung des neuen Leitbildes der 

Raumordnung hinaus – zunächst Regelungen auf Landesebene; gegebenenfalls 

kann zu einem späteren Zeitpunkt eine bundesrechtliche Vereinheitlichung erfolgen.  

12.*12.*12.*12.* Die Bundesländer sollten ihre Landesentwicklungspolitiken stärker als bisher 

untereinander koordinieren, um ihre Interessen hinsichtlich der Raumentwicklung auf 

höheren Ebenen besser wahrnehmen zu können. Vorgaben von europäischer und 

Bundesebene sollten in die Schutzgebietssysteme einbezogen und in die 

Zielsysteme der Landesplanung aufgenommen werden. Die Land- bzw. 

Raumnutzungsleitbilder müssen in den Regionen konkretisiert werden. Die 

Implementation dieser Leitbilder sollten die Länder mit finanziellen Instrumenten auch 

aus anderen Politikbereichen absichern (z. B. EU-Strukturpolitik, Agrar- und 

Naturschutzpolitik).  

13.* Die Steuerungsmöglichkeiten der Regionalplanung als Raumplanung auf 

regionaler Ebene sind im Hinblick auf das Ziel einer dauerhaft umweltgerechten 

Landnutzung bislang eher gering oder werden nicht hinreichend genutzt. Die in 



Politik und Planung erkennbare und von der Gesellschaft eingeforderte Verstärkung 

der Regionalisierung von staatlichen Entscheidungen, die mit einer konzeptionellen, 

methodischen und instrumentellen Umorientierung notwendig verbunden ist, kann zu 

einem Potentialgewinn der Regionalplanung führen. Der Vorteil einer derartigen 

Neuorientierung liegt im Informationsgewinn für die Planung und einer gesteigerten 

Motivation der beteiligten Akteure bei ihrer Umsetzung.  

Nach Auffassung des Umweltrates sollten diese Umorientierungen der 

Regionalplanung beinhalten, daß  

• neben die sogenannten Negativplanungen als Schutz- und Verhütungsstrategien, die 
ihre Rolle auch im Rahmen der Ökologisierung der Raumplanung behalten müssen, 
zunehmend "positive" Entwicklungskonzeptionen treten müssen, die aber nur einen 
beschränkten Geltungsanspruch (z. B. Projektbezug, Umweltqualitätsziele) haben 
können; für diese sind entsprechende Handlungsinstrumente bereitzustellen,  

• die Planung als interaktiver und iterativer Prozeß verstanden wird, bei dem Mitarbeit 
beziehungsweise Beteiligung von Betroffenen erwünscht ist und  

• ein Wandel von einem einseitig hoheitlichen Handeln hin zu einem kooperativen 
Handeln und zu einem Planungs- und Projektmanagement erfolgen muß.  

Die Regionalplanung sollte nicht nur in den Verdichtungsgebieten, sondern auch in 

den ländlichen, peripheren Gebieten die Prinzipien der angeführten Planungskulturen 

berücksichtigen. Weiche Steuerungsinstrumente wie Kooperation, Beratung, 

Moderation und Kompensation sollten einen zunehmend höheren Stellenwert 

erlangen. Regionalplanung sollte damit tendenziell zum Regionalmanagement 

beziehungsweise zum regionalen Ressourcenmanagement werden.  

2.22.22.22.2     Reg Reg Reg Regionalpolitik der Europäischen Union und die Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur ionalpolitik der Europäischen Union und die Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur ionalpolitik der Europäischen Union und die Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur ionalpolitik der Europäischen Union und die Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur     

14.*14.*14.*14.* Während die raumordnerischen, einschließlich der regionalplanerischen 

Aktivitäten insbesondere darauf abzielen, die Voraussetzungen und den Rahmen für 

regionale Entwicklungsprozesse zu schaffen, nimmt die regionale Wirtschaftspolitik 

direkt Einfluß auf unternehmerische Entscheidungsprozesse. Maßnahmen zur 

Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur richten sich vorrangig auf finanzielle 

Anreize, wie Subventionen, Steuererleichterungen, Zinsverbilligungen, öffentliche 

Darlehen und so weiter. Ausgehend von den bestehenden EU-Instrumenten müssen 

dabei nationale Komplementärmaßnahmen und Finanzierungsinstrumente den 

europäischen Rahmenvorgaben angepaßt werden. Für eine integrierte 

Regionalpolitik ist es entscheidend, von der sektoralen Denkweise Abstand zu 



nehmen und dafür die Verbindung zwischen regionaler Wirtschaft, insbesondere 

Land- und Forstwirtschaft, und den Erfordernissen der Region herzustellen. Der 

Förderung sollten integrierte regionale Entwicklungskonzepte zugrunde gelegt 

werden. Notwendig ist eine Flexibilisierung der Fördermöglichkeiten für die 

Aktivierung und Stärkung des endogenen regionalen Potentials unter besonderer 

Berücksichtigung von Umweltbelangen.  

15.*15.*15.*15.* Der Grundsatz der europäischen Strukturpolitik, das Entwicklungspotential der 

Regionen zu stärken, sollte generelle Basis für regionale Förderprogramme werden 

und zur Entwicklung einer Strategie beitragen, die auf den spezifischen 

Gegebenheiten der Region basiert und somit einen Prozeß einleitet, der nachhaltig 

mit Hilfe der eigenen Kräfte die regionale Wettbewerbsfähigkeit erhöht. Eine solche 

Ausrichtung unterstreicht, daß die regionale Wirtschaftsförderung nur als Hilfe zur 

Selbsthilfe, als Anreizmechanismus mit regionalen Ausgestaltungsmöglichkeiten, 

verstanden werden darf. Dauersubventionen sollten möglichst vermieden werden.  

16.*16.*16.*16.* Die regional zuständige Administration muß unter diesen Rahmenbedingungen 

verstärkt Beratungs-, Moderations- und Kontrollfunktionen übernehmen. Dazu sind 

im gesamten Förderwesen eindeutige, auch nach außen transparente 

Zuständigkeiten zu schaffen. Die Erfolgskontrolle der Fördermaßnahmen ist zu 

vervollständigen und zu operationalisieren. Mit einem aussagekräftigen 

Instrumentarium als Arbeitsgrundlage sind die zuständigen Stellen dazu zu 

verpflichten, den jeweils übergeordneten Institutionen Erfolgskontrollen über den 

Einsatz der finanziellen Zuwendungen vorzulegen.  

17.*17.*17.*17.* Umweltaspekte spielen im Rahmen der regionalen Wirtschaftsförderung bisher 

nur eine untergeordnete Rolle und sind fortan stärker als bisher in den Katalog von 

Förderkriterien aufzunehmen. Dies kann im Sinne eines Ausschlußprinzips dergestalt 

erfolgen, daß zumindest bei Großprojekten nur solche gefördert werden, die auf ihre 

Umweltverträglichkeit hin geprüft sind. Des weiteren sollten die regionalen 

Förderprogramme als solche einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen 

werden. Schließlich kann dort, wo besondere Belastungssituationen bestehen, an 

eine umweltpolitische Spreizung der Fördersätze gedacht werden.  

18.*18.*18.*18.* Darüber hinaus sind nicht-investive Maßnahmen wie Beratung, Schulung, 

Forschung und Entwicklung gerade im Umweltbereich von besonderer Bedeutung. 

Die Gemeinschaftsaufgaben sollten daher – nicht nur im Umweltschutzbereich – in 

gewissem Umfang für die Förderung von nicht-investiven Maßnahmen geöffnet 



werden. Gerade aus staatlicher Sicht muß ein Interesse daran bestehen, das 

wirtschafts- und regionalpolitische Ziel der Schaffung von Arbeitsplätzen mit 

umweltpolitischen Zielen zu verknüpfen, um so eine dauerhaft umweltgerechte 

Regionalentwicklung und Landnutzung zu erreichen.  

19.*19.*19.*19.* Im Sinne einer dauerhaft umweltgerechten Landnutzung empfiehlt der 

Umweltrat, daß die sektoralen Förderprogramme der Gemeinschaftsaufgabe zur 

Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur und der Gemeinschaftsaufgabe zur 

Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes langfristig zu einer 

Gemeinschaftsaufgabe "Regionalentwicklung" zusammengefaßt werden. 

Entsprechend wäre dann auf der regionalen beziehungsweise kommunalen Ebene 

zu entscheiden, ob etwa Infrastrukturmaßnahmen, Investitionen zur 

Gewerbeentwicklung oder landwirtschaftliche Vorhaben gefördert werden sollen. 

Eine solche Integration erfordert eine stärkere Zusammenarbeit zwischen den 

Fachministerien auf Bundes- und Landesebene (Wirtschaft, Landwirtschaft, 

Raumordnung, Ländliche Entwicklung, Umwelt und Naturschutz) und die Entwicklung 

einer Gesamtkonzeption für den ländlichen Raum. Eine solche Neukonzeption muß 

mit einer Überprüfung und Neuausrichtung der föderalen Kompetenz- und 

Finanzzuordnung einhergehen.  

2.32.32.32.3     Raumbezogene Naturschutzpolitik  Raumbezogene Naturschutzpolitik  Raumbezogene Naturschutzpolitik  Raumbezogene Naturschutzpolitik     

20.*20.*20.*20.* Die Naturschutzpolitik muß in Deutschland gemäß dem 

Bundesnaturschutzgesetz (§ 1) sowohl auf die nachhaltige Sicherung der Leistungen 

des Naturhaushaltes bedacht als auch auf den Erhalt der Vielfalt von Arten und 

Lebensgemeinschaften ausgerichtet sein. Raumbezogener Naturschutz und 

Landschaftspflege gründen hierbei auf drei Strategien:  

• Schutzgebietspolitik, das heißt Vorrangflächen für den Naturschutz über die 
Schutzgebietskategorien,  

• Landschaftsplanung auf den verschiedenen Ebenen sowie  
• naturschutzfachliche Korrektur von anderen Fachplanungen und 

genehmigungsbedürftigen Vorhaben mittels Eingriffsregelung (verursacherorientiert) 
und Umweltverträglichkeitsprüfung (vorsorgeorientiert).  

21.*21.*21.*21.* Naturschutzplanung und -politik kann dabei aber nicht außerhalb des 

marktwirtschaftlichen Systems betrieben werden, da sowohl über die Ursachen als 

auch die Gestaltungsebene zahlreiche Verflechtungen zum Marktsystem bestehen. 



Marktwirtschaftliche Prinzipien müssen entsprechend stärker als bisher für die 

Verwirklichung von Naturschutzzielen nutzbar gemacht werden. Die bisherige 

Erfahrung lehrt, daß eine Naturschutzplanung, die sich ausschließlich auf eine 

Reparatur von Naturschäden konzentriert und marktwirtschaftliche Anreizstrukturen 

nicht für sich nutzbar macht, auf die Dauer geringen Einfluß hat. Erfolgreiche 

Naturschutzpolitik muß versuchen, die Rahmenbedingungen für privates 

Wirtschaften durch systematischen Einbau angemessener Anreize und 

Abschreckungen so zu verändern, daß die Ergebnisse des Wirtschaftsprozesses 

weniger umwelt- und naturschädigend sind und damit eine nachsorgende 

Naturschutzpolitik weitestgehend überflüssig wird.  

22.*22.*22.*22.* Bisherige Aufgabenverteilungen über die verschiedenen Planungsebenen 

bleiben auch bei Einführung marktlicher Instrumente notwendig. Die Vorstellung, daß 

sich Kommunen als "politische Unternehmen" zukünftig aus einem allgemeinen 

Katalog finanziell honorierter Umweltleistungen einen spezifischen Satz von 

Naturschutzinitiativen auswählen, läßt zwar eine höhere Effizienz für die einzelnen 

Maßnahmen gegenüber rein planerischer Sicherung erwarten, sie führt aber nicht zu 

der erforderlichen räumlichen Verteilung beziehungsweise Verzahnung der einzelnen 

kommunalen Naturschutzinitiativen. Der Biotopverbund oder erwünschte besondere 

Umweltqualitäten müssen zum Beispiel weiterhin über höhere Planungsebenen 

vorgezeichnet und räumlich koordiniert werden; Schutzgebiete sind dann 

entsprechend der naturräumlichen Vorgaben einzurichten.  

23.*23.*23.*23.* Mit den Vorschlägen zur Einführung marktlicher Instrumente ist nach Ansicht 

des Umweltrates keine vollständige Substitution des Planungssystems und des 

ordnungsrechtlich geprägten Naturschutzinstrumentariums verbunden. Diese in der 

Fachdiskussion häufig anzutreffende Polarisierung zwischen beiden Strategien 

würde die konzeptionelle Weiterentwicklung der praktischen Naturschutzpolitik 

erheblich behindern. Das umweltplanerische Instrumentarium wird bei einer 

Umsetzung der vorgeschlagenen Anreizinstrumente keinen Bedeutungsverlust 

erfahren. Vielmehr können die verschiedenen Planungsinstrumente damit ihre 

Wirksamkeit besser entfalten. Auch sind ordnungsrechtliche Vorgaben des 

Bundesnaturschutzgesetzes, zum Beispiel beim Gebietsschutz, weiterhin 

wesentliche Grundlage zur Umsetzung der Naturschutzpolitik.  

Aufgrund der finanziellen Anreize eines ökologisch erweiterten Finanzausgleiches ist 

zu erwarten, daß sich die Haltung der kommunalen Entscheidungsträger gegenüber 



Belangen und Planungen von Naturschutz und Landschaftspflege grundlegend 

ändert. Die bislang schwache Stellung der Naturschutzbelange als zentraler 

Bestimmungsgrund mangelnder Umsetzung würde entfallen. Wenn die Sicherung 

und Entwicklung der Umweltqualität auf der Fläche den Kommunen finanziell 

entlohnt wird, kann davon ausgegangen werden, daß die Gemeinden 

Landschaftspläne mit großem Eigeninteresse fördern werden. Gerade in ländlichen 

Gemeinden mit hohen Freiflächenanteilen und noch günstiger Ausstattung mit 

natürlichen Ressourcen könnten eigenständige Aktivitäten zur Planung und 

Sicherung dieser Qualitäten einen ähnlich hohen Stellenwert erlangen wie derzeit 

etwa die Planung und Ausweisung von Gewerbe- und Wohngebieten. Eine solche 

Entwicklung wäre für die Naturschutzplanung unbestreitbar als Bedeutungszuwachs 

einzuschätzen. Der vielfach beklagte Ziel-Mittel-Bezug in der Landschaftsplanung 

und die geforderte Umsetzungsorientierung mit Hilfe des ökologischen 

Finanzausgleichs würden entscheidend verbessert. In diesem Zusammenhang 

erscheint es nach Auffassung des Umweltrates empfehlenswert, den 

Landschaftsplan als Zuweisungsgrundsatz beziehungsweise -bedingung 

vorzusehen. Eine Integration der kommunalen Landschaftsplanung müßte hierbei 

durch konkrete Vorgaben zu Untersuchungsumfang und -qualität begleitet werden.  

24.*24.*24.*24.* Neben dem dargestellten Bedeutungszuwachs erscheint für die 

Landschaftsplanung auch eine Akzentverschiebung sinnvoll. Die fachgutachterlichen 

Aufgaben der Landschaftspläne auf örtlicher Ebene sollten an Bedeutung gewinnen, 

wohingegen der Aspekt der Akzeptanzförderung und Überzeugungsarbeit als 

"Anwaltschaft für Natur und Landschaft" auf der kommunalen Ebene weitgehend 

entfallen kann, weil mit einem ökologisch orientierten kommunalen Finanzausgleich 

und der Honorierung ökologischer Leistungen ausreichende Anreizstrukturen für 

aktiven Naturschutz bestehen. Anstoß, Finanzierung und Qualitätsstreben in der 

Naturschutzplanung können bei diesem Ansatz aus der politischen Führung der 

Gemeinde beziehungsweise aus dem unternehmerischen Kalkül der privaten 

Flächennutzer heraus erwartet werden. Landschaftsplaner können diesen Prozeß mit 

fachlich fundierter und qualitativ hochwertiger Information und Beratung, das heißt 

gutachterlicher Dienstleistung, begleiten. Der bislang notwendige und im 

Tagesgeschäft der Planer wichtige Teil, den Planungsprozeß als grundlegende 

Überzeugungsarbeit zu verstehen, wäre im bisherigen Umfang somit nicht mehr 

notwendig.  



25.*25.*25.*25.* Eine weitere Akzentverschiebung für die Landschaftsplanung wäre es, auf allen 

Ebenen einen stärkeren Leistungs- beziehungsweise Ergebnisbezug herzustellen. 

Sowohl für den Finanzausgleich als auch für die ökologisch sinnvolle Lenkung einer 

Honorierung ökologischer Leistungen bedarf es eines Systems von Indikatoren zur 

Darstellung der Leistungen der Flächenbewirtschafter, die finanziell gefördert werden 

sollen. Neben der räumlichen Koordinierung kann im System der 

Landschaftsplanung auch eine stufenweise Konkretisierung beziehungsweise 

Verfeinerung und damit Regionalisierung der Förderkriterien implementiert werden. 

Hierbei müssen sowohl die unterschiedlichen natürlichen Voraussetzungen und die 

standörtliche Ökosystemvielfalt einfließen, als auch die Knappheitsgrade einzelner 

Umweltmedien beziehungsweise Umweltfunktionen Berücksichtigung finden. Die 

Erfassung und Dokumentation der Knappheitsgrade entspricht einer Erfolgskontrolle 

zur Wirksamkeit finanzieller Anreize. Würde man zum Beispiel bestimmte 

Biotoptypen besonders honorieren, müßte bei Wirksamkeit des Instrumentes die 

Gefährdung dieser Biotoptypen zurückgehen. Im Sinne möglichst hoher Effizienz der 

Mittelverwendung könnten in mittelfristigen Zeitabständen innerhalb der überörtlichen 

Landschaftspläne die biotischen Anreizschwerpunkte verlagert werden. Eine 

einseitige Entwicklung von "Modebiotopen", zum Beispiel Streuobstwiesen und 

Kleingewässer, könnte so vermieden werden.  

26.*26.*26.*26.* Durch die Neuorientierung der Landschaftsplanung wird diese 

kommunalpolitisch zu einem wichtigen Handlungsfeld. Es ist zu erwarten, daß der 

Naturschutz zum Entwicklungsimpuls für die Kommunen wird und den Nimbus der 

Verhinderungsplanung verliert. Die Erfassung, Bewertung und Entwicklung von Natur 

und Landschaft, das heißt die Kenntnis und Information zum Naturhaushalt, werden 

stärker als bisher zur notwendigen Führungsinformation in politischen und 

behördlichen Entscheidungen.  

27.*27.*27.*27.* In Verbindung mit der Frage nach den zu honorierenden Umweltzuständen und 

Umweltleistungen ist eine starke Dynamik bei gesellschaftlichen 

Auseinandersetzungen mit den Wertmaßstäben im Naturschutz und den allgemeinen 

Umweltqualitätszielen zu erwarten. Die Bereitstellung beziehungsweise 

Verausgabung von Steuermitteln für die angestrebten Umweltziele wird eine 

intensivere Auseinandersetzung hervorrufen, als das bislang im Rahmen von 

Genehmigungstatbeständen oder planerischen Vorgaben ohne Umsetzungsmittel 

der Fall ist.  



Diese Tendenz scheint insofern begrüßenswert, als damit eine allgemein 

verständliche politische Auseinandersetzung gefördert wird und die Kosten des 

Naturschutzes, die bislang in Form von Opportunitätskosten einzelner Flächennutzer 

(Privateigentümer, Kommunen) weitgehend im Dunkeln blieben, offen Gegenstand 

der politischen Diskussion würden. Offengelegt würden auch die externen Kosten 

einer Agrarpolitik, die bislang weitgehend abgekoppelt von Zielen des Naturschutzes 

und der Erhaltung der Kulturlandschaft fast ausschließlich die Erwerbsinteressen 

landwirtschaftlicher Erzeuger im Blick hatte. Naturschutz wäre dann nicht mehr 

exklusives Handlungsfeld einer relativ kleinen Gruppe von Experten, sondern würde 

stärker Gegenstand der Politik auf breiter Ebene.  

28.*28.*28.*28.* Vorschläge und Politikkonzepte für die kommunale Ebene müssen differenziert 

formuliert und als langfristige Handlungsoptionen eingeordnet werden. Die 

Spannweite von Flächenausstattung, Größe (nach Einwohnerzahl und Steuerkraft) 

und Verwaltungsapparat ist erheblich. Für die kommunale Naturschutzpolitik ist 

insbesondere die Ausstattung der entsprechenden Fachverwaltungen von 

Bedeutung.  

Wenn ländliche Regionen mit hoher natürlicher Ressourcenausstattung ökologische 

Funktionen für Verdichtungsräume übernehmen, so kann es kaum sinnvoll 

erscheinen, die entsprechenden Kapazitäten der Umweltfachverwaltung in ländlich 

strukturierten Regionen in der gegenwärtigen Unterausstattung zu belassen. Aus 

überörtlichen Interessen heraus (im wesentlichen der Landesebene) kann also eine 

ausreichende Ausstattung mit entsprechenden Fachkräften auch mit dem Erhalt und 

der Entwicklung ökologischer Leistungen zusätzlich begründet werden. Gleichfalls 

könnte durch Serviceleistungen überörtlicher Ebenen der kommunale Bereich 

unterstützt werden.  

29.*29.*29.*29.* Der endgültige Charakter von Plänen als Handlungsanleitungen für den 

Naturschutz entspricht nicht mehr den vorhandenen planungstechnischen 

Potentialen und entsprach sachlich nur bedingt den dynamischen Strukturen der 

Natur- und Kulturlandschaften beziehungsweise der Dynamik im politisch-

administrativen Bereich. Eine Entwicklung von Planung zu Management bedarf einer 

stärkeren Verankerung und Institutionalisierung dynamischer Planungsinstrumente. 

Es kann nach Ansicht des Umweltrates jedoch nicht um weitere, zusätzliche 

Instrumente gehen, sondern vielmehr um einen sachlich begründeten 

"Generationswechsel" der Steuerungsinstrumente in der Naturschutzpolitik. Eine 



wesentliche Voraussetzung für eine Stärkung der Landschaftsplanung, insbesondere 

im Hinblick auf deren Neuorientierung, ist ein kontinuierliches Umweltmonitoring, um 

die Datenverfügbarkeit und Datenqualität – als zentrales Problem aller ökologischen 

Planungen – zu verbessern. Ausreichende Informationen über den Zustand der 

Umwelt sind eine unverzichtbare Voraussetzung für ein strategisches 

Naturschutzmanagement. Erst auf dieser Grundlage sind aussagefähige 

Wirkungsanalysen, Erfolgskontrollen und Prognosen möglich.  

30.*30.*30.*30.* Ein operatives Naturschutzmanagement muß eine fachlich fundierte und 

transparente Steuerung dynamischer Nutzungsstrukturen ermöglichen. Unter 

"operativ" sind die kurzfristigen und situationsbezogenen Entscheidungsbereiche mit 

Bedeutung für den Naturschutz zu verstehen. Neue Nutzungstypen und Änderungen 

der Nutzungsstrukturen am Standort müssen projektbezogen naturschutzfachlich 

begleitet werden. Die drei Hauptaufgaben Vorsorge/Vermeidung, 

Projektgestaltung/Alternativenbetrachtung und Ausgleich von Naturverbrauch stehen 

hierbei im Vordergrund und müssen für die politischen Entscheidungsgremien 

aufbereitet werden. Diese Aufgaben werden derzeit weitgehend von der 

Umweltverträglichkeitsprüfung übernommen; diese erstreckt sich auch auf Eingriffe in 

Natur und Landschaft einschließlich der Ausgleichsmaßnahmen (§ 6 

Abs. 3, 4 UVPG; Anhang 1 Nr. 1.1 UVPVwV).  

31.*31.*31.*31.* Wesentliche Rahmenbedingung des Naturschutzes sind die 

Eigentumsverhältnisse. Tragfähiges und konsequent an den erwartbaren 

Ergebnissen orientiertes Naturschutzmanagement benötigt daher 

Gestaltungsspielraum für eine aktive Steuerung der Flächenbesitzverhältnisse. Die 

Flurbereinigung im herkömmlichen Sinne beinhaltet bereits alle notwendigen 

Voraussetzungen einer aktiven Flächenpolitik für künftige Naturschutzanforderungen. 

In ihrer aktuellen Form ist sie aber immer noch zu stark an der ursprünglichen 

Aufgabe der Flurneuordnung, das heißt an den Belangen landwirtschaftlicher 

Produktionsbedingungen, orientiert. Zukünftig stellt sich mit weiter abnehmender 

Bedeutung agrarstruktureller Aufgaben die Frage nach der Entwicklung der 

Flurbereinigung und vor allem ihrer immer noch erheblichen sachlichen Ressourcen 

(Mittel und Fachpersonal). Vom Umweltrat werden erneut deutlich flexiblere 

Gestaltungsmöglichkeiten von Flurbereinigungsverfahren vorgeschlagen. Notwendig 

sind situationsangepaßte, kurzfristige und vor allem wenig zeitaufwendige Verfahren 

zur Entflechtung von Naturschutzkonflikten durch Flächenbesitzverhältnisse. Erste 



Ansätze hierzu bietet die Erweiterung des Anwendungsbereichs bestimmter 

Verfahrenstypen der Flurbereinigung (Gesetz zur Änderung des 

Flurbereinigungsgesetzes vom 23. August 1994), um zum Beispiel Nutzungskonflikte 

zwischen Naturschutz und Landwirtschaft zu entflechten und den Landtausch für 

Naturschutzzwecke zu erleichtern. Mit einem Gesamtvolumen von knapp 400 

Millionen DM stehen dafür vergleichsweise umfangreiche Mittel zur Verfügung. Die 

Bedeutung dieser Gesetzesänderung wird durch den erhöhten Anteil der 

durchgeführten vereinfachten Flurbereinigungsverfahren an allen Verfahrensarten 

(ca. 13 % im Jahr 1993) deutlich. Diese sich abzeichnende Umorientierung der 

Flurbereinigung wirft allerdings auch Probleme auf. Die materiellen und 

Verfahrensregelungen des Flurbereinigungsrechts sind auf die 

Grundstückseigentümer beziehungsweise deren vitale ökonomische Interessen an 

einer entsprechenden Neuordnung bezogen. Eine Flurneuordnung als Teil des 

Naturschutzmanagements kann mit einer entsprechenden Teilnehmergemeinschaft 

als aktive Größe im Konzept herkömmlicher Verfahren nicht unbedingt rechnen. 

Deshalb sind neue Anreizmodelle für die Grundstückseigentümer zur Teilnahme an 

modifizierten Verfahren notwendig. Vorstellbar sind finanzielle Anreize etwa in 

Umkehrung der derzeit üblichen Beteiligungskosten am Bereinigungsverfahren nach 

Flächenanteil. Flurneuordnung kann immer nur mit der Akzeptanz und Beteiligung 

der Grundstückseigentümer erfolgen. Diese Akzeptanz auch unter geänderten 

Zielsetzungen und Rahmenbedingungen zu erwirken, müßte zukünftig von der 

Flurbereinigung als neue Herausforderung erkannt und aktiv für ein 

Naturschutzmanagement genutzt werden. Erforderlich wird auch eine juristisch 

tragfähige Regelung des Interessenausgleichs zwischen den beteiligten 

Grundstückseigentümern (Wertermittlung und Neuzuweisung im Abgleich mit den 

ökologischen Zielsetzungen der Verfahren).  

32.*32.*32.*32.* Der zweite große aktive Bereich ist das Management der fortlaufend anfallenden 

Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen bei aus ökologischen Gründen zu pflegenden 

Flächen. Der Annahme folgend, daß der Naturschutz seine heutigen Wertmaßstäbe 

beibehält – eher noch anspruchsvoller gestaltet – ist zu erwarten, daß die 

Aufwendungen zur Pflege der Kulturlandschaft noch zunehmen werden. Auf der 

Grundlage qualifizierter Pflegepläne können die Pflegemaßnahmen vornehmlich für 

öffentliche Flächen ausgeschrieben und mit mittelfristigen vertraglichen 

Vereinbarungen zwischen dem zuständigen Träger öffentlicher Verwaltung und 



Landschaftspflegeunternehmern festgelegt werden. Hierbei muß nicht die Förderung 

der örtlichen Landwirtschaft im Vordergrund stehen, wenngleich zu erwarten ist, daß 

landwirtschaftliche Betriebe für die nachgefragten Arbeiten besonders geeignet und 

in einem freien Wettbewerb an einem kommunalen Landschaftspflegemarkt auch 

konkurrenzfähig sind.  

33.*33.*33.*33.* Um Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege in die Praxis 

umzusetzen, haben sich Landschaftspflegeverbände als eine effektive 

Organisationsform erwiesen. Nachdem 1986 in Mittelfranken der erste deutsche 

Landschaftspflegeverband gegründet wurde, bestehen mittlerweile über 70 dieser 

Verbände in elf Bundesländern. Sie betreuen einen bestimmten Naturraum oder ein 

Kreis- beziehungsweise Gemeindegebiet. Landschaftspflegeverbände sind 

eingetragene gemeinnützige Vereine, deren Vorstand sich aus Vertretern der 

Landwirtschaft, der Kommunalpolitik und des Naturschutzes zusammensetzt. Die 

Integration aller betroffenen Gruppierungen erwies sich als ein erfolgreicher Weg, die 

Akzeptanz zu fördern und den Erfahrungsschatz aller Beteiligten zu nutzen; insofern 

sind von Landschaftspflegeverbänden angestrebte Lösungen vorzuziehen, bei denen 

die Pflege der Landschaft den einzelnen Grundeigentümern und von ihnen 

vertraglich Beauftragten überlassen wird. Als Aufgaben und Ziele der 

Landschaftspflegeverbände können genannt werden:  

• Erhaltung und Sanierung typischer Kulturlandschaften,  
• Planung, Organisation und Durchführung von Maßnahmen zur Erhaltung und Pflege 

von ökologisch wertvollen Flächen,  
• Schaffung geeigneter Biotopverbundsysteme,  
• Steuerung eines umweltverträglichen Tourismus in Zusammenarbeit mit den 

Kommunen,  
• Beratung und Information der Mitglieder sowie  
• Aufklärung der Öffentlichkeit in den Bereichen Natur- und Umweltschutz.  

Der Umweltrat empfiehlt, Landschaftspflegeverbände für die Umsetzung regionaler 

Landnutzungskonzepte sowie der kommunalen Landschaftsplanung zu 

institutionalisieren und zu fördern.  

34.*34.*34.*34.* Die Verbindung Landschaft – Landwirtschaft ist ein wichtiger Anknüpfungspunkt 

für die Diskussion um die Honorierung ökologischer Leistungen der Landwirtschaft. 

Pflege und Entwicklung der Landschaft kann nicht auf Flächen in kommunaler Hand 

beschränkt werden, sondern muß möglichst flächendeckend ansetzen. Daher ist die 



Einbindung der örtlichen Land- und Forstwirtschaft in Naturschutzaktivitäten 

unumgänglich.  

35.*35.*35.*35.* Langfristig sollten die Handlungsoptionen für eine Weiterentwicklung der 

Naturschutzpolitik an den Vorschlägen zur Einführung dezentraler Gestaltungsmuster 

und marktwirtschaftlicher Anreizinstrumente orientiert sein. Bei den 

Planungsinstrumenten würde dies eine Aufgabenverschiebung vom direkten 

Lenkungsanspruch zur informellen Entscheidungsvorbereitung auf den 

entsprechenden Entscheidungsebenen (Kommunen und private 

Entscheidungsträger) zur Folge haben. Die überörtlichen Planungsebenen würden in 

einem reduzierten Maße Vorgaben tätigen. Die unteren Ebenen würden weniger 

stark durch die überörtlichen Naturschutzplanungen reglementiert, sondern könnten 

auf der fachlichen Grundlage flexibler Naturschutzinstrumente entsprechende 

Naturschutzleistungen erbringen (kommunales Naturschutzmanagement). Langfristig 

müßten für eine solche Naturschutzpolitik der Kommunen allerdings auch andere 

Fachgesetze angepaßt werden.  

36.*36.*36.*36.* Die Eingriffsregelung beziehungsweise die landschaftspflegerische 

Begleitplanung ist als verursacherorientierte Strategie heute unumgänglicher 

Bestandteil für öffentliche und private Vorhaben. Dennoch sind sie für eine aktive 

Naturschutzpolitik eher als ergänzende Instrumente einzuschätzen. Eine echte 

Alternativenprüfung bei Nutzungen beziehungsweise eine gleichrangige Beachtung 

ökologischer Belange im Sinne einer dauerhaft umweltgerechten Landnutzung kann 

mit ihnen alleine auch zukünftig kaum erreicht werden. Öffentliche und private 

Entscheidungen mit wirtschaftlichen Zielsetzungen werden nicht substantiell 

beeinflußt.  

37.*37.*37.*37.* Naturschutzpolitik muß im Hinblick auf neue Instrumente die Bereitstellung 

fehlender fundierter empirischer Analysen und Effizienzuntersuchungen veranlassen. 

Problemanalysen und neuen Vorschlägen haftet immer ein spekulativer Anstrich an, 

ein Mißstand, der aus der Sicht der Naturschutzpolitik nicht verschwiegen oder 

verdrängt werden kann. In den Auseinandersetzungen mit anderen fachpolitischen 

Zweigen und bei finanziellen Verteilungskämpfen wird der Mangel an harten Daten 

immer zu Nachteilen für die Belange von Natur und Landschaft führen. Eine 

wesentliche übergreifende Anforderung zielt daher auf systematische Wirkungs- und 

Effizienzanalysen der bisherigen Naturschutzpolitik ab. Sie sind im Sinne von 

Effizienzkontrollen durch Kostenanalysen (Grundkosten, Opportunitätskosten, 



Transaktionskosten) zu ergänzen. Ähnliche Anstrengungen müssen in Zukunft auch 

für Instrumente wie die Landschaftsplanung, die Eingriffsregelung und die 

Umweltverträglichkeitsprüfung systematisch vorgenommen werden. Das Bundesamt 

für Naturschutz sollte eine solche Evaluierung zur tatsächlichen Wirksamkeit der 

Naturschutzpolitik sicherstellen. Erste Ansätze sind mit der Evaluierung von 

Landschaftsplänen gemacht.  

2.42.42.42.4     Agrarpolitik  Agrarpolitik  Agrarpolitik  Agrarpolitik     

38.*38.*38.*38.* Der anhaltende gesamt- und regionalwirtschaftliche Bedeutungsverlust des 

Agrarsektors, zumindest der Nahrungsmittelproduktion, ist ein wichtiger Aspekt bei 

der Beurteilung von Wirkungen agrarpolitischer Maßnahmen auf den ländlichen 

Raum.  

Als Hauptursachen für den Bedeutungsverlust der Landwirtschaft sind vor allem der 

Rückgang des Anteils der Nahrungsmittelausgaben an den gesamten 

Konsumausgaben, der technische Fortschritt und dadurch hohe Ertrags- und 

Effizienzsteigerungen, die zunehmende Auslagerung von Funktionen aus der 

Landwirtschaft in spezialisierte gewerbliche Unternehmen und wachsende Importe zu 

nennen. Nach der Uruguay-Runde des GATT im April 1994 und dem Inkrafttreten der 

Beschlüsse ab 1. Januar 1995 zeichnet sich eine weitere Beschleunigung des 

Strukturwandels ab, da sich die Europäische Union neben der deutlichen 

Reduzierung der Preisstützung auch zu einer tiefgreifenden Liberalisierung des 

weltweiten Agrarhandels verpflichtet hat.  

In Ergänzung zur Agrarreform von 1992 hat der EU-Ministerrat eine Agrar-Umwelt-

Verordnung (VO Nr. 2078/92/EWG) erlassen, auch mit dem Ziel, den Strukturwandel 

in bestimmte Bahnen zu lenken. Die Verordnung soll zur Verknüpfung 

landwirtschafts- und umweltpolitischer Zielsetzungen beitragen, die Veränderungen 

des Agrarmarktes mit begleiten und gewährleisten, daß den Landwirten ein 

angemessenes Einkommen sicher ist. Die Verordnung war Ansatzpunkt für eine 

detaillierte Analyse der derzeitigen Landbewirtschaftung durch den Umweltrat in 

seinem Umweltgutachten 1994.  

39.*39.*39.*39.* Aus umwelt- und regionalpolitischer Sicht ist es notwendig, die negativen 

Umweltwirkungen einer intensiven landwirtschaftlichen Nutzung zu internalisieren 

und die positiven zu honorieren. Nur durch eine Modifikation der 
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Rahmenbedingungen in dieser Richtung ist innerhalb eines liberalisierten 

Agrarmarktes ein fairer Wettbewerb gegeben, der es den Regionen mit schlechteren 

natürlichen Standortfaktoren ermöglicht, ihre komparativen Vorteile im Bereich der 

Bereitstellung von Leistungen für den Naturschutz und die Erholung zu nutzen. 

Durch eine solche Politik würde die gleichzeitige Versorgung mit Nahrungsmitteln 

und mit Umweltgütern effizienter gewährleistet als heute. Die räumliche Verteilung 

der landwirtschaftlichen Nutzung wäre mit großer Wahrscheinlichkeit weiter gestreut 

als bei der bislang angesteuerten Agrarpolitik, und zwar ohne die Landwirte in 

benachteiligten Gebieten zu leistungsunabhängigen Subventionsbeziehern zu 

machen.  

Eine Honorierung von Leistungen der Landwirtschaft außerhalb der 

Nahrungsmittelproduktion könnte stabilisierend auf den Agrarsektor wirken und dazu 

beitragen, die ökologischen Folgen des Agrarstrukturwandels zu vermindern. Dieses 

Instrument kann die Probleme aber nicht umfassend lösen, so daß eine aktive 

Regionalpolitik als ein integrierender Politikansatz für ländliche Räume unbedingt 

erforderlich ist.  

40.*40.*40.*40.* Neue Ansätze und Chancen, die die EU-Strukturpolitik für den ländlichen Raum 

bietet, werden aber bislang nicht ausreichend genutzt oder nicht konsequent 

umgesetzt. Die EU-Mittel werden im Prinzip nur als zusätzliche Mittel der 

Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz begriffen und entsprechend 

verwendet. Die Agrarpolitik wiederum verwendet ihren Anteil der EU-Fördergelder für 

die klassische Agrarpolitik und nur zu einem verschwindend geringen Teil für die 

Förderung einer umweltverträglichen Landwirtschaft.  

41.*41.*41.*41.* Eine Agrarpolitik, die den Anforderungen einer dauerhaft umweltgerechten 

Landnutzung gerecht wird und somit die landwirtschaftliche Nutzung und den Erhalt 

einer ökologisch wertvollen Landschaft miteinander verbindet, basiert im 

wesentlichen auf folgenden Maßnahmen:  

• schrittweise Liberalisierung der Agrarmärkte,  
• Schaffung von gezielten Anreizen zur Verminderung der Umweltbelastungen der 

Landwirtschaft durch  
o schrittweisen Abbau der Subventionierung von fossilen Energieträgern und 

Einbeziehung des Agrarsektors in die Reform der Mineralölsteuer als Beitrag 
zu einer umweltgerechten Finanzreform (Umweltgutachten 1996),  

o Verteuerung des Düngemitteleinsatzes durch Einführung einer 
Stickstoffabgabe,  

• Verschärfung des Ordnungsrechts durch  
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o Erweiterung der Zweckbestimmung des Düngemittelrechts um ökologische 
Erfordernisse und Verschärfung der Umweltanforderungen in der 
Düngeverordnung,  

o durchgängige Begrenzung des Viehbesatzes, das heißt Durchsetzung der 
Flächenbindung und Festschreibung der Grundsätze und Maßstäbe der guten 
fachlichen Praxis,  

o Verschärfung der Zulassungs- und Anwendungsbestimmungen für 
Pflanzenschutzmittel,  

o Abbau der Privilegierung der Landwirtschaft im Naturschutzrecht.  
• Eröffnung neuer Produktions- und Erwerbsmöglichkeiten für die Landwirtschaft 

außerhalb der traditionellen Nahrungsmittelproduktion durch  
o die Honorierung ökologischer Leistungen (Internalisierung positiver 

Umwelteffekte der Agrarproduktion) und  
o die Schaffung von Möglichkeiten für Erwerbskombinationen im Rahmen einer 

aktiven Strukturpolitik für den ländlichen Raum.  

Weitere Maßnahmen müssen diese Handlungsfelder flankieren, um die Wirkung der 

marktwirtschaftlichen Instrumente voll zur Geltung zu bringen und den initiierten 

ökologisch ausgerichteten Strukturwandel sozial abzusichern:  

• Intensivierung und Verbesserung von Information, Beratung und Aufklärung sowohl 
auf der Seite der Landwirte als auch der Verbraucher,  

• gezielte, an ökologischen Kriterien ausgerichtete Investitions- und 
Forschungsförderung zur beschleunigten Einführung von Innovationen und für den 
Ausbau der Umweltbeobachtung zur Erfolgskontrolle der eingesetzten Instrumente 
sowie  

• Sicherung von Mindesteinkommen und sozialer Infrastruktur in ländlichen Räumen 
durch die Agrarsozialpolitik.  

Liberalisierung der Agrarmärkte  

42.*42.*42.*42.* Aus umweltpolitischer Sicht weisen die in der EG-Agrarreform von 1992 

enthaltenen Ansätze zur Liberalisierung des Agrarsektors im Prinzip in die richtige 

Richtung. Eine schrittweise Liberalisierung des Agrarmarktes kann nur in Verbindung 

mit den anderen Elementen des Gesamtkonzeptes eine ökologisch positive Wirkung 

entfalten, soll nicht die landwirtschaftliche Nutzung unter marktwirtschaftlichen 

Wettbewerbsbedingungen sich auf wenige Regionen konzentrieren und gänzlich auf 

die Nahrungsmittelproduktion beschränkt sein. Die Erzeugung von gesellschaftlich 

erwünschten Umweltgütern fände genauso wenig statt wie eine ausreichende 

Rückführung der Umweltbelastungen. Da die Liberalisierung allein nicht die durch 

fehlende Internalisierung von Umweltkosten verursachte Fehlallokation von 

Produktionsfaktoren beseitigt, wird ergänzend der Einsatz spezifischer 

umweltpolitischer Instrumente, wie zum Beispiel die Besteuerung von 



Betriebsmitteln, notwendig. Gleichzeitig müssen die Nutzen von positiven 

ökologischen Leistungen stärker honoriert werden, als dies durch die schrittweise 

Freigabe von Mengen und Preisen sowie den Abbau von Subventionen erreichbar 

wäre. Da ökonomische Anreize nur auf funktionierenden Märkten ihre volle Wirkung 

entfalten können, ist die Liberalisierung des Agrarsektors ein notwendiges, aber nicht 

hinreichendes Element einer Neuorientierung der Agrarpolitik im Sinne einer 

dauerhaft umweltgerechten Landnutzung.  

Schaffung von Anreizen zur Verringerung der Umweltbelastungen durch die 
Landwirtschaft  
43.*43.*43.*43.* Die bisherige Agrarumweltpolitik arbeitet fast ausschließlich mit 

ordnungsrechtlichen Instrumenten, die aus ökologischer Sicht zum Teil abgebaut, 

zum Teil aber auch verschärft werden müssen, um dem Leitbild einer dauerhaft 

umweltgerechten Landnutzung gerecht zu werden. Darüber hinaus wird seit langem 

gefordert, den Schutz der Umwelt in einem marktwirtschaftlich orientierten (Agrar-

)System auch mit ökonomischen Instrumenten zu sichern. Auf der Basis von 

ökonomischen Rahmenbedingungen bei der Nutzung der Umwelt, wie sie zum 

Beispiel durch Lenkungsabgaben oder Lizenzen geschaffen werden können, sind 

allgemeine, sektor- und standortübergreifende Ziele im Bereich des Natur- und 

Umweltschutzes bedeutend kostengünstiger zu verwirklichen als unter den 

gegenwärtigen Bedingungen.  

44.*44.*44.*44.* Für den Einstieg in eine umweltgerechte Finanzreform empfiehlt der Umweltrat 

die Erhebung einer CO2-Abgabe auf fossile Brennstoffe (Umweltgutachten 1996). Die 

Abgabe sollte nach Vorstellung des Umweltrates auf die Mineralölsteuer anrechenbar 

sein. Eine Steuerbefreiung oder -begrenzung der Landwirtschaft, wie etwa in Form 

der heutigen Gasölbeihilfe, erscheint mittelfristig nicht gerechtfertigt, zumal der 

Einsatz des Dieselkraftstoffs durch die Landwirte für den privaten Straßenverkehr 

ohnehin nicht zu verhindern ist, und durch die Gasölverbilligung erheblicher 

administrativer Aufwand entsteht. Trotz der schwer einzuschätzenden ökologischen 

Effekte empfiehlt der Umweltrat jedoch, die Subventionierung des Dieseleinsatzes in 

der Landwirtschaft schrittweise abzubauen.  

Soll die Abschaffung der Gasölverbilligung für die Landwirte akzeptabel sein, muß 

der Ausfall eines wesentlichen Einkommensanteils mit entsprechenden 

Kompensationen verbunden sein. Der Umweltrat empfiehlt daher an ökologische 

Leistungen gekoppelte Transferzahlungen. Allerdings kann eingewendet werden, 
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daß die Höhe der ökologisch und sozialpolitisch motivierten Transferzahlungen durch 

die Abschaffung der Gasölverbilligung beträchtlich steigen muß; andererseits wäre 

es aber inakzeptabel, zur Senkung der erforderlichen Transferzahlungen 

ausgerechnet die zum Teil umweltbeeinträchtigenden Betriebsmittel steuerlich zu 

entlasten. Flankierend könnten Investitionshilfen zur Förderung des Einsatzes 

leichter Geräte mit niedrigem Diesel- oder Erd-/Biogasverbrauch geleistet werden. 

Da die umweltpolitisch unerwünschten Effekte der Abschaffung der Gasölverbilligung 

nicht exakt zu bestimmen sind, sollten zum Beispiel flankierende Instrumente zur 

Beschränkung des Düngemittel- und Pflanzenschutzmitteleintrags eingesetzt 

werden.  

45.*45.*45.*45.* Eine Analyse der relativen Wirkungen einer bei dem direkten Einsatz von 

Energieträgern ansetzenden, im Zeitablauf progressiv steigenden 

Energiebesteuerung der Landwirtschaft zeigt, daß das gesamte Betriebsergebnis 

eines konventionell wirtschaftenden Landwirts stärker belastet werden würde als das 

eines ökologisch wirtschaftenden. Allerdings sind die durch die Steuer induzierten 

relativen Kostensteigerungen in der ökologischen Landwirtschaft größer als im 

konventionellen Landbau. Dies erklärt sich aus der unterschiedlichen Aufteilung von 

direkten und indirekten Energieverbräuchen, wobei der Anteil der direkten 

Energieverbräuche in der ökologischen Landwirtschaft deutlich über dem in der 

konventionellen Landwirtschaft liegt. Während nun aber die Erzeuger von Trägern 

indirekter Energie die Preissteigerungen ihrer Erzeugnisse durch Importe von 

Vorleistungen aus Ländern, in denen entsprechende Energieabgaben nicht erhoben 

werden, unter dem durchschnittlichen Energiesteuersatz halten können, müssen die 

zusätzlichen Kosten direkter Energieverbräuche in voller Höhe von den Landwirten 

getragen werden. Da der konventionelle Landbau bei den Deckungsbeiträgen einen 

niedrigeren absoluten Ausgangswert hat, ihre absoluten Kostensteigerungen aber 

eine größere Dimension haben, wird sich im Verhältnis zum Referenzjahr der 

Deckungsbeitrag und bei konstanten Fixkosten das Betriebsergebnis im Vergleich 

zum ökologischen Landbau stärker vermindern.  

Eine Verminderung des Energieeinsatzes beziehungsweise der CO2-Emissionen 

wäre bei einer EU-weiten Energieverteuerung durch Abgaben weitaus 

wahrscheinlicher, weil dann sowohl das Preisniveau der inländisch erzeugten 

Energieträger als auch das der aus der Europäischen Union importierten 

Vorleistungen (z. B. Düngemittel, Pflanzenschutzmittel, chemische 



Zwischenprodukte, Futtermittel) steigen würde und die konventionellen Betriebe 

wegen des höheren Anteils an indirekten Energieeinsätzen stärker belastet werden 

würden.  

Der Vorschlag des Umweltrates zu einer umweltgerechten Finanzreform sieht 

weiterhin vor, die fixen Wegekosten vollständig über die Kraftfahrzeugsteuer 

beziehungsweise Regional- und Fernverkehrsvignetten zuzulassen, wobei die 

Regionalvignette als Zwangsbeitrag erhoben wird (Umweltgutachten 1996). Alle 

selbstfahrenden Landmaschinen sollten entsprechend der Empfehlung von der 

Kraftfahrzeugsteuer beziehungsweise der Vignettenpflicht ausgenommen werden, 

nicht aber die von der Landwirtschaft genutzten Personen- und Lastkraftwagen.  

46.*46.*46.*46.* Als Anreiz zur Reduzierung des Nährstoffeintrags aus mineralischer Düngung 

empfiehlt der Umweltrat – unter Abwägen der aktuellen Rahmenbedingungen – nach 

wie vor die Einführung einer Stickstoffabgabe mit einer lenkungswirksamen 

Rückerstattung der Einnahmen an die Landwirtschaft. Eine der Voraussetzungen für 

die Rückerstattung der Abgabe muß der Nachweis einer ausgeglichenen 

Düngebilanz sein. Der Umweltrat hielte eine Stickstoffabgabe tatsächlich dann nicht 

mehr für erforderlich, wenn das Ordnungsrecht strengere Maßstäbe anlegte und in 

der Düngeverordnung zum Beispiel am Konzept der kritischen Eintragsraten 

orientierte Grenzwerte für maximale Nährstoffbilanzüberschüsse festlegte und deren 

Einhaltung auf effiziente Weise kontrolliert werden könnte. Da nach derzeitigem 

Stand durch die Düngeverordnung keine flächendeckende und ausreichende 

Reduzierung bei den Nährstoffeinträgen aus der Landwirtschaft zu erwarten ist, 

schlägt der Umweltrat parallel zum Erlaß der Düngeverordnung die Einführung einer 

Abgabe auf mineralische Stickstoffdünger vor. Hiermit soll sichergestellt werden, daß 

sich die Düngung flächendeckend auf einem standortangepaßten, niedrigeren 

Niveau einstellt und damit auch die Umweltbelastungen verringert werden.  

Bei der Bestimmung der Abgabenhöhe muß beachtet werden, daß bei Einführung 

einer CO2-Abgabe bereits die Herstellung und die Ausbringung von Düngemitteln 

verteuert wird. Die Abgabenhöhe für die Besteuerung des Mineraldüngers muß also 

im Rahmen des Gesamtpaketes einer umweltgerechten Finanzreform bestimmt 

werden. Als langfristige Zielsetzung im Sinne einer dauerhaft umweltgerechten 

Landnutzung ist die Einhaltung der kritischen Eintragsraten für Stickstoff in naturnahe 

Ökosysteme anzustreben. Die Verwirklichung dieser Zielsetzung erfordert eine 

erheblich stärkere Reduzierung des Nährstoffeintrags – nicht nur aus der 
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Landwirtschaft. Solange das Konzept der kritischen Eintragsraten jedoch nicht 

flächendeckend zur Verfügung steht, empfiehlt der Umweltrat als politisches 

Minimalziel, die Maßnahmen zur Reduzierung des Düngemitteleinsatzes an der 

internationalen Verpflichtung zur Reduzierung der Nährstoffeinträge in Nord- und 

Ostsee auszurichten.  

47.*47.*47.*47.* Die ordnungsrechtlichen Vorgaben zum Pflanzenschutzmitteleinsatz sind im 

Vergleich zum Düngemitteleinsatz von einer anderen inhaltlichen Qualität. Die 

Zulassungsbestimmungen vermögen nur eine schwache Steuerung im Hinblick auf 

den Schutz des Grundwassers und des Naturhaushaltes zu gewährleisten, jedoch ist 

die Eingriffsintensität in räumlich abgegrenzten Schutzgebieten vergleichsweise 

hoch. Insbesondere fehlt ein flächendeckendes Instrumentarium zur Senkung des 

Pflanzenschutzeinsatzes. Das Zulassungs- und Anwendungsrecht muß daher im 

Zuge der Änderung des Pflanzenschutzmittelgesetzes und untergesetzlicher 

Regelungen verschärft werden, soweit dies gemeinschaftsrechtlich möglich ist. 

Ergänzend hierzu soll die landwirtschaftliche Offizialberatung und die 

Verbraucherberatung verbessert werden.  

Eröffnung neuer Erwerbsmöglichkeiten  

48.*48.*48.*48.* Die vorgeschlagenen ökonomischen Instrumente sollen die 

Einkommensmöglichkeiten landwirtschaftlicher Betriebe erweitern und eine Allokation 

der Ressourcen in umweltverträglichere Bahnen lenken. Der Schwerpunkt liegt auf 

der Behebung von Marktdefiziten, die auf fehlenden Preisen für die Erbringung 

positiver Umweltleistungen beruhen. Für diesen Schwerpunkt bietet sich als 

Instrument die Honorierung ökologischer Leistungen an. Im Rahmen der Honorierung 

ökologischer Leistungen tritt die öffentliche Hand dort als Nachfrager nach 

Umweltqualität auf, wo sich privatwirtschaftliche Märkte nicht effizient bilden lassen.  

49.*49.*49.*49.* Für die Landwirte wird es angesichts des fortschreitenden Strukturwandels in 

vielen ländlichen Gebieten verstärkt darauf ankommen, die Möglichkeiten der 

Erwerbskombination beziehungsweise Mehrfachbeschäftigung konsequent zu 

nutzen. Dazu bieten sich unter anderem an:  

• Aufnahme von Nebenerwerbstätigkeiten in ländlichen Gewerbe- und 
Dienstleistungsbereichen,  

• Übergang zum ökologischen Landbau, wenn die entsprechenden Voraussetzungen 
(Absatz, Vermarktungseinrichtungen, ausreichendes Arbeitspotential) gegeben sind,  

• Übernahme von Verarbeitungsaktivitäten und Direktabsatz der erzeugten Produkte für 
Betriebe in der Nähe von Zentren (z. B. Bauernbrot, Frischfleisch, Gemüse),  



• Übernahme von Naturschutz- und Landschaftspflegearbeiten (bessere Auslastung 
vorhandener Maschinen- und Arbeitskapazitäten, Kenntnisse der örtlichen Natur- und 
Landschaftsbestandteile),  

• Übernahme weiterer kommunaler Dienstleistungen, wie zum Beispiel Winterdienste, 
Betreuung von Infrastruktureinrichtungen, lokale Transportarbeiten,  

• Tätigkeiten im Bereich Naherholung und Fremdenverkehr (Reitpferdehaltung, Urlaub 
auf dem Bauernhof, zum Teil in Kombination mit der Vermarktung eigener Produkte),  

• Nutzung und Ausbau vorhandener, nicht mehr benötigter Wirtschaftsgebäude, zum 
Beispiel für Wohnzwecke oder zur Vermietung als Wohnwagenstellplatz.  

Die Mehrfachbeschäftigung von Landwirten soll zum einen zur Stabilisierung ihrer 

Einkommen und zum anderen zur Versorgung von ländlichen Gebieten mit 

Dienstleistungen und Infrastruktur beitragen. Die aufgezeigten Möglichkeiten können 

nicht als Patentrezepte für alle ländlichen Regionen aufgefaßt werden. Vielmehr sind 

im konkreten Fall die Möglichkeiten und Grenzen genau zu prüfen. Insbesondere 

wird es darauf ankommen, die regionalen Angebotspotentiale (z. B. touristische 

Attraktionen, spezifische Managementvoraussetzungen) und die Nachfrage- und 

Absatzsituation realistisch einzuschätzen. Der Umweltrat empfiehlt, die Möglichkeiten 

zur Erwerbskombination von Landwirten gezielt mit Mitteln der nationalen und der 

EU-Strukturförderung für einen Übergangszeitraum zu unterstützen und zu prüfen, 

inwiefern rechtliche Umsetzungshindernisse aus dem Weg geräumt werden können 

(z. B. Erweiterung der Grenzen der Gewerblichkeit von landwirtschaftlichen 

Betrieben).  

50.*50.*50.*50.* Als flankierende Instrumente sind einzusetzen:  

• Information und Aufklärung der am Marktgeschehen Beteiligten bezüglich 
zukünftiger Entwicklungen in der Agrarpolitik,  

• stärkere Bündelung der staatlichen Agrarforschungsförderung auf 
Forschungsschwerpunkte des Agrar-Umwelt-Bereichs,  

• Gewährung einzelbetrieblicher Investitionsförderung für solche Techniken, deren 
positive Umwelteffekte über den Stand der ansonsten angewendeten Verfahren 
hinausgehen sowie  

• Klärung, ob hinsichtlich der organisatorischen Zweckmäßigkeit auch zukünftig eine 
eigenständige Agrarsozialpolitik aufrechterhalten oder ob die agrarsoziale Sicherung 
in das allgemeine System der sozialen Sicherung integriert werden soll.  

2.52.52.52.5     Honorierung ökologischer Leistungen der Land Honorierung ökologischer Leistungen der Land Honorierung ökologischer Leistungen der Land Honorierung ökologischer Leistungen der Land---- und Forstwirtschaft  und Forstwirtschaft  und Forstwirtschaft  und Forstwirtschaft     

51.*51.*51.*51.* Bisher wurde durch die Landwirtschaft insbesondere das biotische 

Ertragspotential und somit einseitig das Produktionsziel gefördert. Die ökologischen 

Leistungen wurden gar nicht oder nur wenig honoriert. Land- und Forstwirtschaft 



können aber je nach Standort und sonstigen Umständen folgende ökologische 

Leistungen erbringen:  

• Erhaltung der Vielfalt von Flora und Fauna,  
• Sicherung und Entwicklung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit der (insbesondere 

historischen) Kulturlandschaften,  
• Sicherung der Erholungs- und Erlebnisfunktion der Landschaft,  
• Gewährleistung der Schutz-, Filter-, Retentions- und Reinigungsfunktionen von 

Wasser, Boden und Luft,  
• Sicherstellung der Funktionsfähigkeit des Wasserhaushalts, insbesondere hinsichtlich 

der Grundwasserneubildung, des Oberflächenabflusses und der Wasserqualität,  
• klimatischer Ausgleich,  
• Erosionsschutz durch Grünlandbewirtschaftung oder Bewaldung sowie  
• CO2-Senkenfunktion durch Anreicherung organischer Substanz und Biomasse-

Zuwachs.  

52.*52.*52.*52.* Die bisherige Praxis der Honorierung ökologischer Leistungen leidet vor allem 

unter ihrem ungünstigen Erscheinungsbild bei den Adressaten. Land- und Forstwirte 

konnten im allgemeinen noch nicht davon überzeugt werden, daß die Erbringung 

ökologischer Leistungen eine gleichwertige Aufgabe neben der Produkterzeugung ist 

und ein ebenso faires und berechenbares Einkommen verdient. Noch immer werden 

fast ausschließlich Erträge aus dem Produktverkauf als das "eigentliche" Einkommen 

angesehen, auf welches man sich (entgegen aller Erfahrung bei der politischen 

Festsetzung von Agrarpreisen) verlassen können müßte, während es sich bei der 

Honorierung ökologischer Leistungen um ein zusätzliches Einkommen handelt, 

welches möglichst geschickt in Anspruch genommen wird, bevor es wieder versiegt. 

Um dem entgegenzutreten, regt der Umweltrat an:  

• Entbürokratisierung: Das Antragswesen ist grundsätzlich zu vereinfachen. Einmal 
gefaßte Regelungen müssen, wenn sie sich bewährt haben, Bestand haben und dürfen 
nicht fortwährend und in jedem Bundesland wieder anders verordnet werden.  

• Beständigkeit: Es liegt im Wesen ökologischer Zielsetzungen, daß sie in der Regel 
langfristig definiert sind. Schon dies gebietet Kontinuität. Auch in ökonomischer Sicht 
ist diese jedoch geboten, da die Betriebe insbesondere bei durchgreifenden und 
großflächigen Extensivierungsmaßnahmen langfristig bindende 
Investitionsentscheidungen treffen müssen. Die Kurzfristigkeit bisheriger Verträge 
und die Koppelung ihrer Erneuerung an die Haushaltslage der zuständigen Behörden 
kann nicht länger hingenommen werden.  

• Betriebliche Orientierung: Wegen der genannten, tiefgreifenden Einflüsse auf den 
gesamten Betrieb sollten einige bislang ausschließlich flächengebunden definierte 
Honorierungen stärker betriebsbezogen bestimmt werden. Dabei sind auch neue 
Zahlungsarten zu erproben, etwa verstärkte Finanzhilfen für ökologisch erwünschte 
Investitionen, wie zum Beispiel Stallbauten mit entsprechenden Haltungsauflagen, 
welche den Betrieben eine langfristige Planung ermöglichen.  



• Leistungsbezogenheit: Es ist für ein "gemäßigtes Leistungsprinzip" zu plädieren, 
welches die Probleme der Leistungsbezogenheit nicht ignoriert. Bei der Bemessung 
der Höhe des Honorierungsentgeltes sollten als Richtschnur langfristig die Präferenzen 
der Bevölkerung maßgeblich sein; auf absehbare Zeit werden jedoch politisch-
konsensual festgelegte Sätze unverzichtbar sein. Wo unter anderem wegen des hohen 
Zeitbedarfs bis zum ökologischen Erfolg eine rein ergebnisorientierte Honorierung 
ausscheidet, sollten in die handlungsorientierten Maßnahmen zumindest 
Anreizelemente eingebaut werden, welche das Interesse der Ausführenden am Erfolg 
stärken. Geeignete, in der Literatur vorgeschlagene "Ökopunkte"-Modelle sollten 
ebenso wie Honorierungen für den Nachweis von Wiederansiedlungen 
charakteristischer Arten mit hohem Indikationswert regional getestet werden.  

• Mehrstufigkeit der Förderebenen: Gegenwärtig kommen die überwiegenden Impulse 
aus der Europäischen Union und werden in Deutschland von den Ländern umgesetzt. 
Dies verleiht dem System ein zentralistisches Gepräge und läßt regionalen und lokalen 
Initiativen zu wenig Raum. Kommunen, Landkreise, Wasser- und Bodenverbände, 
Landschaftspflegeverbände und Naturschutzorganisationen sind an Planung und 
Durchführung stärker zu beteiligen; die Finanzschlüsselung ist entsprechend 
anzupassen.  

• Verknüpfung mit Planungsinstrumenten: Alle ökologischen Zielsetzungen besitzen 
einen räumlichen Bezug; die Bewahrung und vor allem Wiederherstellung 
anspruchsvoller biotischer und abiotischer Ressourcenausstattungen gelingt nie ohne 
räumliche Planung. Es kommt nicht allein darauf an, daß in einer Region 1000 ha 
Wiesen extensiviert werden, sondern vor allem auch, welche Flächen dafür 
vorgesehen sind und wie sie miteinander vernetzt werden. Dazu ist allerdings das 
betreffende planerische Instrumentarium, insbesondere die Landschaftsplanung und 
die agrarstrukturelle Vorplanung weiterzuentwickeln.  

53.*53.*53.*53.* Für eine Umsetzung des Instrumentes der Honorierung ökologischer Leistungen 

im Sinne einer dauerhaft umweltgerechten Entwicklung empfiehlt der Umweltrat 

folgendes Maßnahmenpaket:  

• Für eine verläßliche und umsetzbare Grenzziehung zwischen unentgeltlich 
einzufordernder Rücksichtnahme der Landnutzer auf natürliche Ressourcen und 
entgeltwürdigen ökologischen Leistungen müssen Kriterien entwickelt werden, zum 
Beispiel in Form möglichst spezifischer Positiv- und Negativlisten.  

• Kurzfristige Verträge müssen aus ökologischen und betriebswirtschaftlichen Gründen 
durch langfristige Vereinbarungen ersetzt werden, die den Betrieben 
Planungssicherheit geben.  

• Die handlungsorientierte Entgeltung ökologischer Leistungen sollte schrittweise durch 
die leistungsorientierte Bezahlung ersetzt werden. Durch die Möglichkeit zur 
Erzielung von Renteneinkommen aus der Erbringung ökologischer Leistungen werden 
dabei Anreize gesetzt.  

• Bei der Festlegung von Honorierungstatbeständen müssen einserseits regionale und 
örtliche Instanzen und Vereinigungen, wie zum Beispiel Landschaftspflegeverbände, 
einbezogen werden, um Ortskenntnisse verfügbar zu machen. Andererseits gilt es, 
übergeordnete Honorierungstatbestände auf EU- und Bundesebene festzulegen.  

• Die Abgeltung ökologischer Leistungen muß mit räumlichen Planungsinstrumenten 
auf regionaler und örtlicher Ebene, wie Landschaftsplänen, agrarstrukturellen 
Vorplanungen, informellen Landnutzungskonzeptionen der Agrarverwaltung, 
verknüpft werden.  



• Zumindest ein Teil der bestehenden Agrarfördermittel auf EU- und nationaler Ebene 
sollte kurz- bis mittelfristig in Entgelte für ökologische Leistungen umgewidmet 
werden. Langfristig sind ökologische Leistungen durch direkte Inanspruchnahme der 
Zahlungsbereitschaft auf unterschiedlichen Wegen zu finanzieren.  

• Auch in der Forstwirtschaft müssen ökologische und Erholungsleistungen entgolten 
werden.  

54.*54.*54.*54.* Der Umweltrat ist sich der vielen noch offenen Fragen zur Honorierung 

ökologischer Leistungen bewußt und sieht vordringlich Forschungsbedarf in 

folgenden Feldern:  

• Entwicklung von Indikatoren zur Erfassung von Umweltqualität beziehungsweise von 
Umweltleistungen,  

• Vergleich von ökonomischer Effizienz und ökologischer Wirksamkeit verschiedener 
Anreizinstrumente zur Honorierung von Umweltleistungen der Landwirtschaft (u. a. 
bei Naturschutzprogrammen auf zentraler (Bund/Länder) und auf dezentraler Ebene 
sowie bei Umsetzung über regionale Landnutzungskonzepte und über Ökopunkte-
Modelle),  

• Vergleich von Effizienz und ökologischer Wirksamkeit verschiedener institutioneller 
Bereitstellungsformen auf regionaler Ebene (Landschaftspflegeverbände, 
Naturschutzverbände, Kommunen/Landkreise (Naturschutzbehörden), 
Reservatsverwaltungen, private Umweltplanungs- und Beratungsbüros),  

• Zusammenwirken der Instrumentenkombinationen, insbesondere umweltrelevante 
Abgaben/Honorierung ökologischer Leistungen sowie  

• Entwicklung von Methoden und Verfahren zur Erfolgskontrolle.  
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55.*55.*55.*55.* Als ersten Schritt zu einem umfassenden interregionalen Lastenausgleich 

schlägt der Umweltrat als zentrales Element neuer Anreizstrukturen einen ökologisch 

erweiterten Finanzausgleich vor, der neben den klassischen 

Kompensationsmechanismen für die sozioökonomischen Leistungen zentraler Orte 

auch zusätzlich Umweltfunktionen und -leistungen der ländlichen Räume 

berücksichtigt. Damit eine Erweiterung subsidiärer Handlungsspielräume auf der 

Kommunalebene für eine dauerhaft umweltgerechte Landnutzung möglichst 

ergebnisorientiert genutzt wird, bedarf es gezielter Anreize für diese politische 

Entscheidungsebene. Der Vorschlag eines ökologisch erweiterten Finanzausgleichs 

sollte in interdisziplinärer Zusammenarbeit mit Fachvertretern aus den 

Finanzwissenschaften, den Planungswissenschaften und ökologischen Disziplinen 

weiter vertieft und konkretisiert werden.  

Die aus Umweltsicht wichtigen Überlegungen zu dem Vorschlag sind durch die 

folgenden Eckpunkte gekennzeichnet.  



Regional differenzierte Umweltleistungspotentiale  

56.*56.*56.*56.* Unter Berücksichtigung der verschiedenen konkurrierenden 

Raumnutzungsansprüche werden Umwelt- und Naturschutzleistungen ebenso wie 

die erwerbswirtschaftlichen Nutzungen – gerade in dicht besiedelten Ländern wie der 

Bundesrepublik Deutschland – in Abhängigkeit von den spezifischen 

Naturraumpotentialen und regionalen Entwicklungszielen entsprechend 

unterschiedliche Bedeutung in einzelnen Regionen haben müssen. Regionale 

Differenzierung muß daher ein Grundpostulat der Regional- und Umweltpolitik 

bleiben. Aus der Notwendigkeit zur differenzierten Landnutzung und der 

Nutzungskonkurrenz in jeder Einzelregion folgt, daß sowohl Umweltbelastungen als 

auch Umweltleistungen regional unterschiedlich verteilt sind und auch zukünftig 

bleiben werden.  

Umweltschutz als aktiver Bestandteil teilräumlicher Entwicklungspolitik  

57.*57.*57.*57.* Weil ökologische und ökonomische Potentiale ebenso wie die Fähigkeit und die 

Präferenzen zur Nutzung dieser Potentiale unterschiedlich über den Raum verteilt 

sind, können die Teilräume innerhalb föderaler Systeme (Kommunen gegenüber den 

Kreisen, Kreise gegenüber Funktionsräumen, Funktionsräume gegenüber den 

Ländern, Länder gegenüber dem Bund, Mitgliedstaaten gegenüber der EU) jeweils 

eigene Strategien zum Angebot ökonomischer und ökologischer Leistungen 

entwickeln, um die jeweilige teilräumliche Wohlfahrt zu optimieren. Bei der 

Entscheidung für die den besonderen Bedingungen des jeweiligen Teilraums 

bestangepaßte Strategie haben die jeweiligen Teilräume komparative Vorteile 

gegenüber den vertikal höheren Raumebenen. Es handelt sich dabei vor allem um 

die Informations-, Motivations- und Kontrollvorteile, mit denen die 

Föderalismustheorie für eine maximale Dezentralisierung der Aufgabenerfüllung 

plädiert, es sei denn, einer weiteren Dezentralisierung stehen Externalitäten 

zwischen den unabhängig handelnden Teilräumen (z. B. Schadstoff"export") oder 

Kostenvorteile großer Organisationen bei der Aufgabenerfüllung gegenüber.  

Die Vorteile dezentraler Kompetenzansiedlung sind in besonderem Maße bei 

Entscheidungen über die Landnutzung gegeben, die im allgemeinen detaillierte 

örtliche Kenntnisse der jeweiligen lokalen Ausgangsbedingungen und Chancen 

alternativer Landnutzungsstrukturen erfordern und an den Bedürfnissen der im 

jeweiligen Teilraum lebenden Einwohner nicht vorbeigehen dürfen. Darüber hinaus 

dürften zumindest auf der Ebene von Funktionsräumen in der Regel die meisten der 



ökonomischen und ökologischen Verflechtungen internalisiert sein. Soweit 

grenzüberschreitende ökonomische Aktivitäten stattfinden, sind ihre Kosten und 

Nutzen über die Märkte weitgehend internalisiert. Dies trifft auch zumindest für jenen 

Teil der ökologischen Leistungen einer Region zu, die die touristische Attraktivität 

vergrößern und sich in höheren Einnahmen der regionalen Tourismusbranche 

niederschlagen.  

Insofern gilt es, beim ökologischen Finanzausgleich die Vorteile dezentraler 

Entscheidungen über die Landnutzung beizubehalten, diese Entscheidungen jedoch 

durch geeignete finanzielle Anreize in umweltgerechtere Bahnen zu lenken. Dies 

bedeutet, daß grundsätzlich stärker mit Schlüsselzuweisungen als mit aktivitätsscharf 

umrissenen Zweckzuweisungen gearbeitet werden sollte. Es bedeutet auch, daß mit 

ebenenspezifischen Anreizen gearbeitet werden muß, um den auf jeder politischen 

Ebene unterschiedlichen Entscheidungsgegenständen im Zusammenhang mit der 

Landnutzung Rechnung zu tragen.  

• Für die nationale Quotierung von Mitteln aus dem künftig stärker auf das Ziel der 
umweltgerechten Landnutzung zu orientierenden Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft könnten zum Beispiel das Ausmaß, in dem der 
jeweilige Mitgliedstaat die auf die Umwelt bezogenen Verordnungen und Direktiven 
der Europäischen Union umgesetzt hat, die Fläche der Schutzgebiete von 
europäischem Interesse, die Höhe der grenzüberschreitenden Schadstoffströme, die 
land- und forstwirtschaftliche Nutzfläche und die Einwohnerzahl eine Rolle spielen.  

• Der Bund könnte bei der Zuteilung von Mitteln an die Länder im Rahmen eines 
ökologischen Finanzausgleichs unter anderem auf Vollzugsdefizite bei 
Umweltschutzgesetzen und -verordnungen, die Fläche national und übernational 
bedeutender Schutzgebiete, die landesgrenzenüberschreitenden Schadstoffströme, die 
land- und forstwirtschaftliche Nutzfläche sowie die Einwohnerzahlen abstellen. Hinzu 
treten Kriterien, die auf die Kompensation von Beeinträchtigungen gerichtet sind, 
welche die Länder im Interesse des Gesamtstaats tragen (z. B. bei überregionalen 
Verkehrswegen).  

• Auch bei Zuweisungen der Länder an die Gemeinden im Rahmen eines ökologischen 
Finanzausgleichs werden die Kriterien, die für die Mittelzuteilung zwischen 
übernationaler und nationaler Ebene beziehungsweise zwischen nationaler und 
Länderebene entscheidend sind, eine wichtige Rolle spielen. Hinzu treten Kriterien zur 
Kompensation von teilräumlichen Entwicklungsbeschränkungen im Interesse des 
Landes. Darüber hinaus sollten auf der Landesebene die als honorierungsfähig 
angesehenen ökologischen Leistungen detailliert als weitere Bemessungsgrundlage für 
Zuweisungen im Rahmen des ökologischen Finanzausgleichs eingeführt werden. 
Hierfür sollten "Ökopunkte"-Kataloge aufbauend auf Indikatoren entwickelt werden. 
Unter diesen ausgepreisten Leistungen können die Gemeinden nach ihren speziellen 
Möglichkeiten und Wünschen selber wählen, um sich ein "maßgeschneidertes" 
Aktivitätsbündel zusammenzustellen. Als durchaus operabel erscheint dem Umweltrat 
ein Modell ähnlich dem ergebnisorientierten Ansatz bei der Honorierung ökologischer 
Leistungen der Landwirtschaft. Ökologischen Leistungen beziehungsweise 



grenzüberschreitenden Belastungen wären eine bestimmte Anzahl von Positiv- 
beziehungsweise Negativpunkten zuzuweisen. Zuweisungen würden sich aus der 
Summe der Punkte aller Kommunen und einem in regelmäßigen Abständen politisch 
festzulegenden Geldbetrag je Punkt ergeben. Die Kommune bekommt die 
Finanzzuweisung ergebnisorientiert erst im nachhinein, wobei allerdings bei 
langfristigen Entwicklungskonzepten schon das Erreichen von Zwischenzielen 
honoriert werden sollte. In diesem Kontext empfehlen sich insbesondere Ökopunkte-
Modelle, in denen die Auswahl ökologischer Qualitätskriterien und ihre Gewichtung 
nach räumlichen Entwicklungszielen (Umweltqualitätsstandards) und gegebenen 
Naturraumpotentialen differenziert werden. Keine Gemeinde sollte – zumindest in der 
Anlaufphase eines ökologischen Finanzausgleichs – zuzahlen müssen, falls die 
Negativpunkte die Positivpunkte überwiegen.  

• Gemeinden, die im Rahmen der dauerhaft umweltgerechten Landnutzung 
Entwicklungsbeschränkungen, zum Beispiel Verzicht auf Gewerbe- und 
Industrieansiedlung, hinnehmen müssen, sollten die hierdurch entstehenden 
Opportunitätsverluste durch eine Anpassung der Schlüsselzuweisung ausgeglichen 
bekommen. Ähnlich wie bisher die Bevölkerungszahl die Höhe der Finanzzuweisung 
(mit-)bestimmt, könnte sich ein ökologischer Finanzausgleich an veredelten 
Dichtekriterien orientieren. Im übrigen sind in diesem Kontext auch bilaterale oder 
multilaterale Vereinbarungen auf kommunaler Ebene denkbar, etwa bezüglich der 
Einführung institutionell abgesicherter Zugriffsrechte auf zusätzliche 
Gewerbeeinnahmen, die sogenannten begünstigten Kommunen aus der möglichen 
Neuansiedlung bestimmter Unternehmen erwachsen, für Gemeinden, die in ihrer 
Entwicklung eingeschränkt werden.  

Regionale Internalisierung externer überregionaler Umweltnutzen und -kosten  

58.*58.*58.*58.* Regionen mit wirtschaftlichen Standortvorteilen, die beispielsweise den Nutzen 

aus einer neuen Industrieansiedlung haben, müssen dementsprechend auch die 

damit verbundenen Umweltkosten tragen. Umgekehrt nutzen die Bewohner mit 

starker Industrieansiedlung die Umweltleistungen ländlicher Regionen und müssen 

diese entsprechend über Zahlungsbereitschaft für die Leistungserstellung entlohnen. 

Nur so kann sichergestellt werden, daß Umweltleistungen in dem gesellschaftlich 

gewünschten Umfang bereitgestellt werden. Ein solches System zeigt gegenüber 

einer ausschließlich administrativen Regional-, Flächennutzungs- und 

Landschaftsplanung eine größere regionale Flexibilität, Eigenverantwortung und 

Gerechtigkeit.  

Die Teilräume als wirtschaftliche Unternehmen  

59.*59.*59.*59.* Aus ökonomischer Sicht können die Teilräume als Unternehmen verstanden 

werden, deren Handlungsspielräume durch rechtliche Vorgaben und durch andere 

Rahmenbedingungen, insbesondere ökonomischer und politischer Art, bestimmt 

sind. Die Unternehmensgröße wäre hierbei wesentlich durch das Haushaltsvolumen 

gekennzeichnet. Die politischen Entscheidungsebenen können in ihrem 



Entscheidungskalkül mit Unternehmern der privaten Wirtschaft verglichen werden. 

Dieser Vergleich ist nicht neu; er wird in den Verwaltungswissenschaften behandelt 

und von verschiedenen Seiten als Betriebswirtschaftslehre für Städte und 

Gemeinden bezeichnet. In diesem Zusammenhang kommt es darauf an, die 

teilräumlichen Handlungspotentiale und -motive in die Politikgestaltung auf höherer 

Ebene einzubeziehen – ein Grundsatz, der sich im privatwirtschaftlichen Sektor seit 

langem gut bewährt hat und für den öffentlichen Sektor unabhängig von 

umweltpolitischen Betrachtungen in Zukunft an Bedeutung gewinnen wird, wie die 

Diskussion um den "schlanken Staat" und die "Reform der Verwaltung" zeigt.  

60.*60.*60.*60.* Durch an ökologischen Kriterien ausgerichtete finanzielle Anreize wird nach 

Ansicht des Umweltrates bei den Kommunen eine Motivation hervorgerufen, auf 

positive erfaßbare Umweltveränderungen und auf den Schutz der Ressourcen im 

Gemeindegebiet aktiv hinzuwirken. Darüber hinaus ist entsprechend der finanziellen 

Relevanz auch ein vitales kommunales Eigeninteresse an einer Realisierung der 

Umweltleistungen auf möglichst kostengünstigem Wege zu erwarten – ein 

unbestreitbarer Vorteil, der derzeit beim administrativ gelenkten Umwelt- und 

Naturschutz noch als weitgehend ungelöstes Problem gelten muß.  

Die Umweltleistungen würden anhand methodisch einheitlicher kommunaler 

Umweltbilanzen offengelegt. Diese gemeindebezogene Bestandsaufnahme und 

flächendeckende Erfassung der Umweltleistungen und -belastungen (kommunale 

Umweltbilanz) und ihre jährliche Fortschreibung könnte nach Einschätzung des 

Umweltrates eine wichtige Grundlage für Analysen (z. B. ökologische 

Gesamtrechnung), Planungen und für Erfolgskontrollen, nicht nur auf 

Gemeindeebene, darstellen.  
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61.*61.*61.*61.* In der allgemeinen umweltpolitischen Diskussion erfolgt eine 

Auseinandersetzung über die Zweckmäßigkeit und Detailgestaltung einzelner 

Instrumente der Umweltpolitik. Grundlegende Aspekte und Prinzipien, die eine 

Orientierung für die Kombination und Ausgestaltung der verschiedenen Instrumente 

liefern können, wurden vom Umweltrat im Umweltgutachten 1994 dargestellt. Die 

Ansätze zur Neugestaltung eines Instrumentariums zur dauerhaft umweltgerechten 

http://www.umweltrat.de/gutach94.htm


Nutzung ländlicher Räume und zur Anordnung der Politik auf den verschiedenen 

Handlungsebenen gehen in diesem Gutachten sowohl von unmittelbarem 

Handlungsbedarf als auch von langfristigen Zielperspektiven aus.  

Zentrale Instrumente einer künftigen Politikausrichtung  

62626262.*.*.*.* Die derzeitige Umweltpolitik ist im wesentlichen ordnungsrechtlich ausgerichtet 

und versucht, über Ver- und Gebote und Auflagen die gesetzten Ziele zu erreichen. 

Auch die Raumordnung und insbesondere die Regionalplanung bedient sich 

überwiegend ordnungsrechtlicher Instrumente (Baugebietsausweisung, 

Vorrangflächen), um räumliche Strukturen zu beeinflussen. Die bisherige Umwelt- 

und Raumordnungspolitik zielt darauf ab, die Ergebnisse des Marktprozesses durch 

zusätzliche Maßnahmen entsprechend den gesetzten Zielen zu korrigieren. Diese 

Politik steht im ständigen Konflikt mit den wirtschaftlichen Interessen privater und 

zum Teil auch öffentlicher Entscheidungsträger, was den Erfolg und die Effizienz 

dieser Politikausrichtung erheblich beeinträchtigt. Die regionale Wirtschaftspolitik hat 

dagegen schon immer über wirtschaftliche Anreize, zum Beispiel über 

Investitionsbeihilfen, direkt auf private Unternehmer eingewirkt. Da die Kriterien für 

die regionale Wirtschaftsförderung aber zentralistisch festgelegt werden und häufig 

den spezifischen regionalen Strukturen und Erfordernissen nicht hinreichend gerecht 

werden, sind auch die Erfolge der bisher eingesetzten Anreizinstrumente eher gering.  

63.*63.*63.*63.* An Verbesserungsmöglichkeiten im Bereich der klassischen Instrumente sind 

hervorzuheben:  

• im Bereich der Raumordnung: die Veränderung der Leitbilder der Raumordnung, die 
Institutionalisierung der Region als administrative Grundeinheit der Raumordnung, die 
inhaltliche Anreicherung der Raumordnung auf regionaler Ebene durch Elemente 
eines Regionalmanagements und die Ergänzung der Freihalteplanung durch positive 
Entwicklungskonzeptionen, wenngleich mit begrenztem Geltungsanspruch (Projekte, 
Umweltqualitätsziele),  

• im Bereich der Regionalpolitik: die Einbeziehung von Umweltkriterien in die 
Förderkriterien, die Überprüfung von Förderprogrammen auf ihre 
Umweltverträglichkeit durch eine Programm-UVP und die Stärkung der Rolle der 
Region,  

• im Bereich der raumbezogenen Naturschutzpolitik: eine Reform der 
Schutzgebietskategorien mit Anerkennung des Biosphärenreservats und Aufwertung 
des Landschaftsschutzgebietes und des Naturparks, Veränderungen bei der 
Landschaftsplanung in Richtung auf Projektmanagement und fortlaufende Lieferung 
von ökologischen Bewertungskriterien für andere Planungen und Förderung von 
Landschaftspflegeverbänden,  

• im Bereich der Agrarumweltpolitik: eine Verschärfung der Anwendungsregeln für 
mineralische und organische Dünger sowie für Pflanzenschutzmittel.  



64.*64.*64.*64.* Eine Politik für eine dauerhaft umweltgerechte Landnutzung muß aus der Sicht 

des Umweltrates in stärkerem Maße an den markwirtschaftlichen Strukturen und 

Rahmenbedingungen selbst anknüpfen und marktwirtschaftliche Anreiz- und 

Sanktionssysteme einsetzen. Der Staat muß ordnungspolitische 

Rahmenbedingungen schaffen und ablaufpolitische Instrumente so anpassen, daß 

die (positiven und negativen) Umweltwirkungen internalisiert werden und eine 

effiziente regionale Allokation der Ressourcen erreicht wird. Dazu gehören auch 

Anreizsysteme und Rahmenbedingungen für dezentrale politische 

Entscheidungsträger (z. B. Kommunen).  

Den vorgeschlagenen marktwirtschaftlichen Instrumenten liegt ein Maßnahmenpaket 

zugrunde, das auf eine Umverteilung und Entzerrung derzeitiger Steuer- und 

Finanzströme aufbaut und nicht auf einer weiteren Aufblähung öffentlicher Finanzen. 

Im Gegenteil, mittel- und langfristig sollte durch diese Umverteilung eine effizientere 

Gestaltung von Steuern und Finanzen erreicht werden.  

Umweltabgaben  

65.*65.*65.*65.* Neben der Einführung einer CO2-Abgabe sollten in der Landwirtschaft 

ökologisch nachteilig wirkende Subventionen schrittweise abgebaut und Abgaben auf 

umweltbelastende Betriebsmittel erhoben werden, soweit bei einer 

Gesamtbewertung das ordnungsrechtliche Instrumentarium nicht greift.  

Mit ergänzenden Abgaben auf bestimmte umweltbelastende Betriebsmittel kann eine 

flächendeckende, wenn auch je nach Standortbedingungen unterschiedlich 

ausgeprägte Verringerung der stofflichen Belastungen aus der landwirtschaftlichen 

Nutzung erreicht werden. Im wesentlichen kommt für eine Betriebsmittelbesteuerung 

nur die Abgabe auf stickstoffhaltige Mineraldünger in Betracht – mit 

umweltlenkungswirksamer Rückverteilung der Einnahmen an die Landwirtschaft. 

Eine Stickstoffabgabe erübrigte sich dann, wenn das Ordnungsrecht strengere 

Maßstäbe anlegte und deren Einhaltung auf effiziente Weise kontrolliert werden 

könnte.  

Dagegen empfiehlt sich die Erhebung einer Abgabe auf Pflanzenschutzmitteln nicht, 

da deren Einsatz allein der Ertragssicherung dient, und die Abgabe erst bei einer 

Vervielfachung des Preises von Pflanzenschutzmitteln eine Wirkung entfalten würde. 

Auch wäre die Einteilung der Pflanzenschutzmittel in Gefährlichkeitsklassen 

erforderlich, um eine ausreichend präzise Bemessungsgrundlage der Abgabe im 

Sinne des Abgabenrechts zu gewährleisten.  



Honorierung ökologischer Leistungen  

66.*66.*66.*66.* Um die positiven externen Umwelteffekte ländlicher Räume zu internalisieren, ist 

eine Honorierung ökologischer Leistungen für private Entscheidungsträger 

erforderlich. Dafür sind Kriterien zur Abgrenzung von Leistungen, die als Ausfluß der 

Sozialpflichtigkeit des Eigentums ohne Honorierung erwartet werden können, und 

solchen Leistungen, die einer Honorierung bedürfen, zu entwickeln. Die Abgrenzung 

kann nicht aufgrund theoretischer Überlegungen erfolgen, sondern erfordert einen 

gesamtgesellschaftlichen Konsens.  

Das bestehende Fördersystem für Umweltleistungen, welches bisher 

handlungsorientiert (aufwands- und entschädigungsbezogen) ausgerichtet ist, sollte 

stärker ergebnisbezogen organisiert werden. Durch eine zielorientierte Entlohnung 

wird das Interesse des Anbieters am ökologischen Erfolg geweckt. Erste Ansätze 

bieten Ökopunkte-Modelle, die allerdings einer Weiterentwicklung auch im Hinblick 

auf eine EU-Umweltpolitik bedürfen. Die Finanzierung der ökologischen Leistungen 

ist über eine kurz- bis mittelfristige Umwidmung der Mittel des EU-Agrarhaushaltes 

und der Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und des 

Küstenschutzes sicherzustellen.  

Umweltabgaben und an Umweltleistungen orientierte Transferzahlungen ergänzen 

sich gegenseitig. Ein kombiniertes System von Umweltabgaben und -

transferzahlungen ist auf die langfristigen Herausforderungen einer dauerhaft 

umweltgerechten Landnutzung ausgerichtet und entspricht den Vorstellungen einer 

ökologisch orientierten Marktwirtschaft.  

Ökologisch orientierte Erweiterung des Finanzausgleichs  

67.*67.*67.*67.* Zur Erweiterung subsidiärer Handlungsspielräume auf der kommunalen Ebene 

im Sinne einer dauerhaft umweltgerechten Landnutzung bedarf es gezielter Anreize 

für diese politische Entscheidungsebene. Als ersten Schritt zu einem umfassenden 

interregionalen Lastenausgleich als zentrales Element neuer Anreizstrukturen schlägt 

der Umweltrat einen ökologisch erweiterten Finanzausgleich vor.  

Regionale Differenzierung, entsprechend spezifischer Naturraumpotentiale und 

regionaler Entwicklungsziele, muß das entscheidende Anliegen der Regional- und 

Umweltpolitik bleiben, da Umweltleistungen und -belastungen regional 

unterschiedlich verteilt sind. Ein wesentlicher Teil der Umweltleistungen der Region 

(z. B. Erhaltung der biologischen Vielfalt, Luftreinhaltung, Sauerstoffproduktion, 

Grundwasserneubildung und Wasserqualität) weist jedoch überregionalen Charakter 



auf, ebenso wie zum Beispiel der Freizeit- und Erholungswert einer Landschaft von 

überregionalem Interesse ist. Da ökologische Funktionen und Leistungen im 

allgemeinen nicht entlohnt werden, führen Nutzungskonkurrenzen und Knappheiten 

von Umweltgütern zu Fehlallokationen der Umweltqualitäten beziehungsweise 

natürlichen Ressourcen. Eine umweltverträgliche, regionale Allokation der 

Ressourcennutzung kann durch das derzeit eingesetzte planerische und 

ordnungsrechtliche Instrumentarium aus Sicht des Umweltrates nicht in 

erforderlichem Maße erreicht werden, sondern bedarf gezielter umweltpolitischer und 

wirtschaftlicher Anreize.  

Als honorierungsfähig angesehene ökologische Leistungen sollten als 

Bemessungsgrundlage für Zuweisungen im Rahmen des ökologischen 

Finanzausgleichs eingeführt werden. Hierfür sollten "Ökopunkte"-Kataloge 

aufbauend auf Indikatoren entwickelt werden. Unter den hierin ausgepreisten 

Leistungen könnten die Gemeinden nach ihren speziellen Möglichkeiten und 

Wünschen selber wählen, um sich ein "maßgeschneidertes" Aktivitätsbündel 

zusammenzustellen. Als durchaus operabel erscheint dem Umweltrat ein Modell 

ähnlich dem ergebnisorientierten Ansatz bei der Honorierung ökologischer 

Leistungen der Landwirtschaft. Ökologischen Leistungen beziehungsweise 

grenzüberschreitenden Belastungen wären eine bestimmte Anzahl von Positiv- 

beziehungsweise Negativpunkten zuzuweisen. Finanzzuweisungen würden sich aus 

der Summe der Punkte aller Kommunen und einem in regelmäßigen Abständen 

politisch festzulegenden Geldbetrag je Punkt ergeben. Gemeinden, die im Rahmen 

eines Konzeptes der dauerhaft umweltgerechten Landnutzung 

Entwicklungsbeschränkungen, zum Beispiel Verzicht auf Gewerbe- und 

Industrieansiedlung, hinnehmen müssen, sollten die hierdurch entstehenden 

Opportunitätsverluste durch eine Anpassung der Schlüsselzuweisung ausgeglichen 

bekommen. Ähnlich wie bisher die Bevölkerungszahl die Höhe der Finanzzuweisung 

(mit-)bestimmt, könnte sich ein ökologischer Finanzausgleich an veredelten 

Dichtekriterien orientieren. Im übrigen sind in diesem Kontext auch bilaterale oder 

multilaterale Vereinbarungen auf kommunaler Ebene denkbar, etwa bezüglich der 

Einführung institutionell abgesicherter Zugriffsrechte auf zusätzliche 

Gewerbeeinnahmen, die sogenannten begünstigten Kommunen aus der möglichen 

Neuansiedlung bestimmter Unternehmen erwachsen, für Gemeinden, die in ihrer 

Entwicklung eingeschränkt werden.  



Zum Verhältnis der Honorierung ökologischer Leistungen und eines ökologisch 
erweiterten Finanzausgleichs  

68.*68.*68.*68.* Nach Einschätzung des Umweltrates wäre es durchaus vorstellbar, langfristig 

die Mittel für die Honorierung der ökologischen Leistungen der Land- und 

Forstwirtschaft in den diskutierten Finanzausgleich zu integrieren. Dies würde in 

diesem Bereich eine Abkehr von der sektorspezifischen Politik auf EU- und 

Bundesebene bedeuten und eine Mittelumverteilung auch nach ökologischen 

Kriterien zur Folge haben. Langfristig wäre eine solche Umorientierung der Politik 

durchaus sinnvoll und wünschenswert. Sie müßte allerdings auch von einer 

kurzfristig nicht zu realisierenden Reform anderer Politikbereiche auf EU- und 

Bundesebene begleitet sein und eine durchgehende Neuordnung der Kompetenzen 

zur Folge haben.  

69.*69.*69.*69.* Folgende Gründe sprechen bei einer kurzfristigen Herangehensweise zunächst 

für eine getrennte Einführung beider Fördersysteme:  

• Die im Rahmen der EG-Agrarreform freigesetzten Mittel sollten zumindest für eine 
gewisse Übergangszeit direkt den Landwirten zugewiesen werden. Eine Honorierung 
ökologischer Leistungen erfüllt diese Forderung ebenso wie die derzeitigen 
flächenbezogenen Transferzahlungen. Unterschiedlich sind nur die 
Verteilungswirkungen (Bevorzugung der benachteiligten Gebiete) und der mit der 
Honorierung ökologischer Leistungen verbundene Anreiz, die Agrarproduktion 
umweltgerecht zu gestalten. Allgemeine Mittelzuweisungen an Kommunen würden 
hingegen nicht sicherstellen, daß die Mittel vorzugsweise an Landwirte verteilt 
werden.  

• Die Umsetzung der Honorierung ökologischer Leistungen kann im Rahmen der 
bestehenden administrativen Strukturen der Landwirtschaftsverwaltung erfolgen. Die 
Gemeinden verfügen dagegen vielfach noch nicht über entsprechendes Fachpersonal 
für den Bereich Landwirtschaft, Umwelt- und Naturschutz, um einen 
sektorübergreifenden ökologisch erweiterten Finanzausgleich umzusetzen.  

• Das zusätzlich vorgeschlagene System eines ökologisch erweiterten Finanzausgleichs 
auf Gemeindeebene ist nicht an EU-Mittel gebunden. Hier könnte Deutschland eine 
gewisse Vorreiterfunktion übernehmen, auch im Hinblick auf eine längerfristige 
generelle Umorientierung in Richtung eines verstärkten finanziellen Anreizes für 
umweltverträgliche Wirtschaftsweisen.  

70.*70.*70.*70.* Angesichts der Vorschläge zu einem auf dauerhaft umweltgerechte 

Landnutzung ausgerichteten Instrumentarium stellt sich die Frage, welche 

Bedeutung und Gestalt die "klassischen" Instrumente und Maßnahmen der 

Raumordnungs- und Naturschutzpolitik – insbesondere die Raum- und 

Landschaftsplanung –, der regionalen Wirtschaftspolitik und EU-Strukturpolitik sowie 

der Agrarpolitik künftig haben sollten. Der Bedarf an Maßnahmen in den klassischen 



Politikbereichen wird um so geringer, je konsequenter und umfassender die 

vorgeschlagene rahmensetzende, stärker marktwirtschaftlich orientierte Politik, 

ergänzt um ein durchgängiges System der sozialen Absicherung und eine Reform 

von Steuern und Subventionen, verwirklicht wird. Umgekehrt bedeutet dies, daß, 

wenn nur Teile davon und diese nur in zögerlicher Form eingeführt werden, nach 

Ansicht des Umweltrates weiterhin ein hoher Regelungsbedarf im Sinne der 

klassischen Instrumente besteht 
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